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Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPVwV) 

Vom 18. September 1995 (GMBl. Nr. 32, S. 671) 

in Kraft getreten am 29. September 1995 

 

 

Nach § 20 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung und § 48 des Bundesimmissionsschutzge-
setzes, hier nach Anhörung der beteiligten Kreise, erlässt die Bundesregierung folgende allgemeine Verwal-
tungsvorschrift: 
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0 Allgemeine Regelungen 

0.1 Anwendungsbereich 

0.1.1 Betroffene verwaltungsbehördliche Verfahren 

 Diese Verwaltungsvorschrift gilt für die Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen; die Um-
weltverträglichkeitsprüfung ist ein unselbständiger Teil verwaltungsbehördlicher Verfahren, die der 
Entscheidung über die Zulässigkeit der in der Anlage zu § 3 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) genannten Vorhaben dienen. Sie gilt sinngemäß für Raumordnungsverfah-
ren, wenn von der Möglichkeit des § 16 Abs. 1 UVPG Gebrauch gemacht wird, eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen. 

 Die Grundsätze der Verwaltungsvorschrift nach § 20 Nr. 2 und 3 UVPG für die Unterrichtung über 
den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen (Nummer 0.4), für die zusammenfassende Darstellung 
(Nummer 0.5.2) und für die Bewertung (Nummer 0.6.2) sind nicht im Bebauungsplanverfahren und 
im Satzungsverfahren über den Vorhaben- und Erschließungsplan anzuwenden, da die §§ 5, 11 und 
12 UVPG gemäß § 17 UVPG für diese Verfahren keine Anwendung finden. Im bergrechtlichen Plan-
feststellungsverfahren finden aufgrund des § 18 UVPG die Grundsätze nach den Nummern 0.4, 
0.5.2 und 0.6 und im Flurbereinigungsverfahren aufgrund des § 19 UVPG die Grundsätze nach 
Nummer 0.4 keine Anwendung. Die Grundsätze nach den Nummern 0.4, 0.5.2 und 0.6.2 brauchen 
im Raumordnungsverfahren nur angewandt zu werden, wenn die nach § 16 Abs. 3 UVPG mögliche 
Beschränkung der Verfahrensschritte nach den §§ 5, 11 und 12 UVPG im nachfolgenden Zulas-
sungsverfahren erreicht werden soll. Im übrigen ist die Verwaltungsvorschrift in diesen Verfahren 
anzuwenden. 

 Für die Vorhaben der Nummern 1 bis 6, 15 und 16 der Anlage zu § 3 UVPG ergibt sich der Anwen-
dungsbereich in den Zulassungsverfahren im einzelnen aus den Nummern 1 bis 6, 15 und 16 dieser 
Verwaltungsvorschrift. 
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 § 5 UVPG und die Grundsätze der Verwaltungsvorschrift für die Unterrichtung über den voraussicht-
lichen Untersuchungsrahmen finden ferner keine Anwendung, wenn die für das verwaltungsbehörd-
liche Verfahren zuständige Behörde zu der öffentlich-rechtlichen Körperschaft gehört, die Träger des 
Vorhabens ist (z. B. bei Bundesfernstraßen). Es kann jedoch im Einzelfall zweckmäßig sein, ent-
sprechend diesen Grundsätzen eine Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens 
mit anderen Behörden, Sachverständigen und Dritten durchzuführen, und zwar frühzeitig bereits im 
Rahmen der Planung des Vorhabens. 

 Für Vorhaben, die der Landesverteidigung dienen, wird auf die "Richtlinie für die Durchführung von 
§ 3 Abs. 2 UVPG in der Bundeswehr" des Bundesministeriums der Verteidigung hingewiesen. 

0.1.2 Regelungsgegenstand 

 Die Verwaltungsvorschrift regelt nur die in § 20 UVPG genannten Kriterien, Verfahren und Grund-
sätze der Umweltverträglichkeitsprüfung. Sie regelt nicht die Durchführung verwaltungsbehördlicher 
Verfahren insgesamt. Zur Durchführung dieser Verfahren sind daher die einschlägigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften des Fachrechts heranzuziehen. 

0.1.3 Zuständigkeit 

 Zuständige Behörde ist die Behörde, die für das verwaltungsbehördliche Verfahren im Sinne des § 2 
Abs. 1 Satz 1 UVPG zuständig ist, dessen unselbständiger Teil die UVP ist. Federführende Behörde 
ist die von den Ländern gemäß § 14 Abs. 1 UVPG bestimmte Behörde. 

 

0.2 Umweltverträglichkeitsprüfung in parallelen und gestuften Verfahren 

 Die Prüfungen der Umweltverträglichkeit eines Vorhabens, die im Rahmen von 

a) parallelen Zulassungsverfahren für Vorhaben nach den Nummern 1, 2, 5 und 16 der Anlage zu 
§ 3 UVPG und von 

b) Linienbestimmungen und Genehmigungsverfahren im Sinne des § 15 UVPG, raumordnerischen 
Verfahren im Sinne des § 16 Abs. 1 UVPG sowie Bebauungsplänen und Satzungsverfahren über 
Vorhaben- und Erschließungspläne im Sinne des § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Nr. 3, 
1 Alt. und Nr. 4 UVPG einerseits und von nachfolgenden Zulassungsverfahren andererseits 

durchgeführt werden, sind Teilprüfungen einer einheitlichen Umweltverträglichkeitsprüfung. Gegens-
tand der Umweltverträglichkeitsprüfung bei der Linienbestimmung und in den vorgelagerten Verfah-
ren nach Buchstabe b sind die raumbedeutsamen bzw. bauplanerisch bedeutsamen Umweltauswir-
kungen eines Vorhabens, insbesondere hinsichtlich der Eignung des Standortes oder der Linien- 
oder Trassenführung. Die Ergebnisse der Teilprüfungen sind in den Fällen des Buchstaben a nach 
den §§ 2 Abs. 1 Satz 4, 14 Abs. 2 UVPG und in den Fällen des Buchstaben b nach den §§ 2 Abs. 1 
Satz 4, 12, 15 Abs. 1 und 4, 16 Abs. 2 und 3 und 17 Satz 2 und 3 UVPG zu einer Gesamtbewertung 
aller Umweltauswirkungen des Vorhabens zusammenzufassen. § 13 UVPG bleibt unberührt. 

 

0.3 Auswirkungen auf die Umwelt 

 Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG sind Veränderungen der 
menschlichen Gesundheit oder der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit 
einzelner Bestandteile der Umwelt oder der Umwelt insgesamt, die von einem Vorhaben im Sinne 
der Anlage zu § 3 UVPG verursacht werden. Auswirkungen auf die Umwelt können je nach den Um-
ständen des Einzelfalls 

a) durch Einzelursachen, Ursachenketten oder durch das Zusammenwirken mehrerer Ursachen 
herbeigeführt werden, 

b) Folgen insbesondere der Errichtung oder des bestimmungsgemäßen Betriebes eines Vorhabens 
sein, ferner Folgen von Betriebsstörungen oder von Stör- oder Unfällen, soweit eine Anlage hier-
für auszulegen ist oder hierfür vorsorglich Schutzvorkehrungen vorzusehen sind, 

c) kurz-, mittel- und langfristig auftreten, 

d) ständig oder nur vorübergehend vorhanden sein, 

e) aufhebbar (reversibel) oder nicht aufhebbar (irreversibel) sein und 

f) positiv oder negativ - das heißt systemfördernd (funktional) oder systembeeinträchtigend (dis-
funktional) - sein. 
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0.4 Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfung nach § 5 UVPG 

 - Grundsätze nach § 20 Nr. 2 UVPG - 

0.4.1 Zweck 

 Der Verfahrensschritt "Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen" dient dazu, 
dass bereits vor Antragstellung in den Zulassungsverfahren bei dem Träger des Vorhabens und den 
Behörden möglichst frühzeitig Klarheit über Gegenstand, Umfang und Methoden der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung sowie über sonstige für deren Durchführung erhebliche Fragen besteht, insbeson-
dere im Hinblick auf die nach § 6 UVPG beizubringenden entscheidungserheblichen Unterlagen. 
Dies kann auch der Akzeptanz der Zulassungsverfahren sowie ihrer Vereinfachung und Beschleuni-
gung dienen. 

0.4.2 Einleitung der Unterrichtung 

 Der Verfahrensschritt wird dadurch eingeleitet, dass der Vorhabenträger das geplante Vorhaben der 
zuständigen Behörde vor der Antragstellung oder der Planeinreichung mitteilt. Der Träger des Vor-
habens kann auf die Durchführung des Verfahrensschrittes "Unterrichtung über den voraussichtli-
chen Untersuchungsrahmen" verzichten. 

 Auch sofern der Vorhabenträger auf den Verfahrensschritt verzichtet oder erst durch die Antragstel-
lung oder Planeinreichung Mitteilung über das geplante Vorhaben macht, ist es zweckmäßig, eine 
Besprechung mit ihm, gegebenenfalls unter Hinzuziehung anderer Behörden, Sachverständiger und 
Dritter, über Gegenstand, Umfang und Methoden der Umweltverträglichkeitsprüfung gleichwohl 
durchzuführen, wenn die Prüfung der mit dem Antrag oder dem Plan eingereichten Unterlagen er-
geben hat, dass diese für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht ausreichen, weil 
sie Art und Umfang möglicher Beeinträchtigungen der Umwelt nicht sicher erkennen lassen. Der 
Vorhabenträger ist über noch beizubringende Unterlagen zu unterrichten. 

0.4.3 Ablauf der Unterrichtung 

 Der Verfahrensschritt des § 5 UVPG unterteilt sich in drei Abschnitte: 

– Mitteilung durch den Träger des Vorhabens, 

– Besprechung des Untersuchungsrahmens, 

– Unterrichtung durch die zuständige Behörde. 

 Der Verfahrensschritt ist, soweit nicht nachfolgend besonders geregelt, an keine Form gebunden. Er 
ist einfach, zweckmäßig und zügig durchzuführen. Das Zusammenwirken mehrerer Behörden im 
Rahmen des Verfahrensschrittes nach § 5 UVPG soll im Interesse einer zügigen Durchführung mög-
lichst mündlich erfolgen. Bei Gelegenheit der Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersu-
chungsrahmen sollen Maßnahmen beraten werden, die zur Vereinfachung und Beschleunigung des 
Verfahrens beitragen können. 

 Die Unterrichtung darf nach Inhalt und Umfang nicht als eine "Vorwegnahme" des anschließenden 
Zulassungsverfahrens durchgeführt werden. Belange, die für die Durchführung der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nicht erheblich sind (z. B. wirtschaftliche, gesellschaftliche oder soziale Auswirkun-
gen des Vorhabens), dürfen nicht in den Verfahrensschritt eingeführt werden. Soweit derartige Be-
lange außerhalb der Umweltverträglichkeitsprüfung für die Zulassung rechtserheblich sind, bleibt ih-
re Berücksichtigung im Rahmen einer allgemeinen Beratung unberührt. 

 EDV-gestützte Informationssysteme, insbesondere geographische (raumbezogene) Systeme, sollen 
genutzt werden, soweit es zweckdienlich ist. 

0.4.4 Mitteilung durch den Träger des Vorhabens 
Der Mitteilung des Vorhabens an die zuständige Behörde sind Unterlagen - gegebenenfalls auch in 
Ausfertigungen für die zu beteiligenden Behörden - beizufügen, die es der zuständigen Behörde er-
möglichen, in die Besprechung des Untersuchungsrahmens mit dem Träger des Vorhabens einzu-
treten. 
Die Unterlagen brauchen noch keine Angaben im Detail - wie im anschließenden Zulassungsverfah-
ren - zu enthalten. Es reicht vielmehr aus, wenn die Angaben in groben Zügen und unter Beschrän-
kung auf wesentliche Probleme auf das Vorhaben und die Umweltauswirkungen eingehen. 
Die Unterlagen des Vorhabenträgers für die Unterrichtung über den Untersuchungsrahmen brau-
chen auch kein in sich geschlossenes Dokument darzustellen. Insbesondere ist es nicht erforderlich, 
eine "Umweltverträglichkeitsuntersuchung" vorzulegen. 
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Die zuständige Behörde prüft die eingereichten Unterlagen unverzüglich auf ihre Eignung für die Be-
sprechung des Untersuchungsrahmens und fordert ggf. geeignete Unterlagen nach; sie kann bei der 
Überprüfung der eingereichten Unterlagen andere Behörden hinzuziehen. Handelt es sich bei der 
zuständigen Behörde um die federführende Behörde (§ 14 Abs. 1 UVPG), so nimmt sie die Überprü-
fung im Zusammenwirken mit den Zulassungsbehörden und der Naturschutzbehörde vor, deren Auf-
gabenbereich durch das Vorhaben berührt wird. 

0.4.5 Gegenstand der Besprechung des Untersuchungsrahmens 

 Die Besprechung des Untersuchungsrahmens ist unverzüglich, gegebenenfalls auch in Teilschritten, 
durchzuführen, sobald hierfür geeignete Unterlagen des Vorhabenträgers vorliegen. 

 Da die Besprechung der frühzeitigen Klärung des Untersuchungsrahmens der Umweltverträglich-
keitsprüfung und nicht der Behandlung von Einwendungen Dritter gegen das Vorhaben dient, darf 
sie keine Vorwegnahme des Erörterungstermins im Rahmen der späteren Einbeziehung der Öffent-
lichkeit (§ 9 UVPG) im förmlichen Zulassungsverfahren darstellen. Die Besprechung kann somit 
formlos mit dem Vorhabenträger erfolgen. 

 Bei der Besprechung sind die für die Umweltverträglichkeitsprüfung erheblichen Fragen abzuhan-
deln. Dabei ist auch zu klären, inwieweit nach Fachrecht Vorhaben- oder Trassenvarianten zu prü-
fen und welche Unterlagen in diesem Zusammenhang vorzulegen sind. 

0.4.6 Hinzuziehung anderer Behörden, Sachverständiger und Dritter 

 Die zuständige Behörde kann andere Behörden, Sachverständige und Dritte zu der Besprechung 
einzeln oder gemeinsam hinzuziehen, wenn dies für die Klärung des voraussichtlichen Untersu-
chungsrahmens zweckdienlich ist. Insbesondere die Hinzuziehung von Standort- und betroffenen 
Nachbargemeinden kann zweckmäßig sein. 

 Die zuständige Behörde als federführende Behörde hat die Besprechung im Zusammenwirken mit 
den Zulassungsbehörden und der Naturschutzbehörde, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben 
berührt wird, durchzuführen (siehe auch Nummer 0.4.4 Abs. 4 Satz 1). Dritter kann jede natürliche 
und juristische Person sein. Zur Ermittlung von ggf. hinzuzuziehenden Dritten kann eine Information 
durch die zuständige Behörde zweckmäßig sein, dass das Vorhaben geplant ist. Vor einer solchen 
Mitteilung hat die zuständige Behörde den Träger des Vorhabens anzuhören. Bei der Hinzuziehung 
von Dritten ist das mögliche Interesse des Vorhabenträgers, seine Planungen bis zur Einbeziehung 
der Öffentlichkeit (§ 9 UVPG) vertraulich zu behandeln, gegen die Belange einer frühzeitigen Klä-
rung des Untersuchungsrahmens abzuwägen. Dabei sind § 30 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
oder die entsprechenden landesrechtlichten Regelungen anzuwenden. 

0.4.7 Unterrichtung durch die zuständige Behörde 

 Die zuständige Behörde soll unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Besprechung den Träger 
des Vorhabens schriftlich über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfung sowie über Art und Umfang der nach § 6 UVPG oder nach den entsprechenden fach-
rechtlichen Vorschriften beizubringenden Unterlagen unterrichten und die hierfür maßgeblichen 
Rechtsgrundlagen angeben. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Angaben nach § 6 Abs. 4 UVPG nur 
unter den Voraussetzungen der Erforderlichkeit und der Zumutbarkeit verlangt werden können. Fer-
ner soll der für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung voraussichtlich erforderliche 
Zeitrahmen genannt werden; fachrechtlich vorgegebene Verfahrensfristen sind zu beachten. In dem 
Schriftstück ist deutlich zu machen, dass der Verfahrensschritt nach § 5 UVPG abgeschlossen ist. 

 Die zuständige Behörde muss den Träger des Vorhabens darauf hinweisen, dass die Unterrichtung 
keine rechtliche Bindungswirkung entfaltet. 

 Wenn es zweckdienlich ist, kann die zuständige Behörde andere Behörden bei der Abfassung der 
schriftlichen Unterrichtung beteiligen. Dabei wirkt die zuständige Behörde als federführende Behörde 
mit den Zulassungsbehörden und der Naturschutzbehörde, deren Aufgabenbereich durch das Vor-
haben berührt wird, zusammen. Bei unterschiedlichen Auffassungen über den Inhalt der Unterrich-
tung entscheidet die federführende Behörde. 

 Auf Verlangen des Vorhabenträgers kann die zuständige Behörde diesem einen Entwurf des Unter-
richtungsschreibens vorab zur Stellungnahme zuleiten. Das Unterrichtungsschreiben ist auf Verlan-
gen auch anderen hinzugezogenen Behörden, Sachverständigen und Dritten zuzuleiten. 

0.4.8 Zurverfügungstellung von Informationen durch die zuständige Behörde 

 Die zuständige Behörde soll dem Träger des Vorhabens ihr verfügbare Informationen, die für die 
Beibringung der Unterlagen nach § 6 UVPG zweckdienlich sind, zur Verfügung stellen, soweit nicht 
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Rechte Dritter, insbesondere Vorschriften über Geheimhaltung und Datenschutz, entgegenstehen. 
Zu den Informationen gehören u. a. Angaben über 

- den Ist-Zustand der von dem geplanten Vorhaben betroffenen Umwelt, z. B. aufgrund von Gut-
achten, Emissions-, Immissions-, Lärm-, Altlastenkatastern, Biotopkartierungen, Luftaufnahmen, 

- die durch das Vorhaben zu erwartenden Auswirkungen auf die Umwelt, z. B. aufgrund von früher 
schon durchgeführten Umweltverträglichkeitsprüfungen, 

- Möglichkeiten zur Nutzung von Informationssystemen und -sammlungen, 

 weitere Informationsquellen (z. B. Landschaftspläne). 

0.4.9 Unterrichtung nach Durchführung einer Linienbestimmung oder eines vorgelagerten Verfah-
rens 

 Soweit bei einer Linienbestimmung oder in einem vorgelagerten Verfahren im Sinne des § 2 Abs. 3 
Nr. 2 UVPG der Verfahrensschritt "Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen" 
gemäß § 5 UVPG hinsichtlich der raumbedeutsamen Umweltauswirkungen erfolgt ist, soll gemäß 
§ 15 Abs. 4 und § 16 Abs. 3 UVPG im nachfolgenden Zulassungsverfahren von diesem Verfahrens-
schritt abgesehen werden. Er soll auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen 
- auch hinsichtlich der Eignung des Vorhabenstandortes oder der Linien- oder Trassenführung - be-
schränkt werden. 

 Bei der Besprechung ist ggf. zu klären, welche Teilprüfungen zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
bereits in einem vorgelagerten Verfahren vorgenommen worden sind und insoweit nicht mehr Ge-
genstand der Teilprüfung im nachfolgenden Zulassungsverfahren sein sollen. 

 Unbeschadet der Möglichkeit, den Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung im immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 23a Abs. 2 der 9. BImSchV zu beschränken, ist 
bei der Besprechung auch zu klären, inwieweit gemäß § 16 Abs. 3 Satz 2 UVPG die Beteiligung 
Dritter nach § 10 Abs. 3, 4 und 6 BImSchG und nach den §§ 8, 9, 10 und 12 der 9. BImSchV sowie 
die Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 20 Abs. 1b der 9. BImSchV auf zusätzliche oder 
andere erhebliche Umweltauswirkungen beschränkt werden kann, sofern die Dritten im raumordne-
rischen Verfahren entsprechend den Bestimmungen des § 9 Abs. 3 UVPG einbezogen wurden. 

 Soweit in einem vorgelagerten Verfahren im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 3,1. Alt., und Nr. 4 UVPG nach 
den dort geltenden Verfahrensvorschriften eine Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersu-
chungsrahmen hinsichtlich der bauplanerisch bedeutsamen Umweltauswirkungen erfolgt ist, gelten 
gemäß § 17 Satz 3 UVPG die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 

0.5 Ermittlung, Beschreibung und zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen 
nach den §§ 1, 2 Abs. 1 Satz 2 und § 11 UVPG  

 - Kriterien und Verfahren nach § 20 Nr. 1 UVPG -  
 - Grundsätze nach § 20 Nr. 3 UVPG - 

0.5.1 Kriterien und Verfahren nach § 20 Nr. 1 UVPG für die Ermittlung und Beschreibung 

0.5.1.1 Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen 

 Durch die Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen (§§ 1, 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG) ist 
der entscheidungserhebliche Sachverhalt für die Erfüllung gesetzlicher Umweltanforderungen fest-
zustellen; die Feststellung ist für verwaltungsbehördliche Entscheidungen in den in Nummer 0.1.1 
genannten Verfahren durch die zuständige Behörde von Amts wegen zu treffen (Untersuchungs-
grundsatz, vgl. § 24 VwVfG). 

 Gegenstand der Ermittlung und Beschreibung sind danach alle entscheidungserheblichen Umwelt-
auswirkungen, die insbesondere durch die Errichtung oder den bestimmungsgemäßen Betrieb einer 
Anlage oder eines sonstigen Vorhabens, ferner durch Betriebsstörungen oder durch Stör- oder Un-
fälle verursacht werden können, soweit eine Anlage hierfür auszulegen ist oder hierfür vorsorglich 
Schutzvorkehrungen vorzusehen sind. 

 Die zuständige Behörde hat bei der Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen die An-
nahmen zugrunde zu legen, die dem allgemeinen Kenntnisstand und den allgemein anerkannten 
Prüfungsmethoden entsprechen. 

0.5.1.2 Maßgeblicher Zeitpunkt 

 Grundsätzlich ist nur der aktuelle Ist-Zustand zu ermitteln und zu beschreiben. Sind wirtschaftliche, 
verkehrliche, technische und sonstige Entwicklungen zu erwarten, die zu einer erheblichen Verände-
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rung des Ist-Zustandes führen können, ist der vorhersehbare Zustand zu beschreiben, wie er sich 
bis zur Vorhabensverwirklichung darstellen wird. 

0.5.1.3 Verfahren (Methoden) 

 Zur Ermittlung und allgemeinverständlichen Beschreibung der voraussichtlichen Umweltauswirkun-
gen eines Vorhabens können alle im Einzelfall geeigneten und rechtlich zulässigen qualitativen oder 
quantitativen Verfahren (Methoden) herangezogen werden. Die Annahmen und Randbedingungen, 
auf denen die Vorhersage der voraussichtlichen Auswirkungen eines Vorhabens auf die Umwelt be-
ruht, sind darzulegen. 

 Soweit für die Bewertung von Umweltauswirkungen Bewertungskriterien nach Nummer 0.6.1.2 he-
rangezogen werden, sind die Umweltauswirkungen eines Vorhabens nach den Mess- und Berech-
nungsverfahren zu ermitteln, die für die Anwendung dieser Kriterien vorgegeben sind. 

0.5.2 Grundsätze nach § 20 Nr. 3 UVPG für die zusammenfassende Darstellung 

0.5.2.1 Form 

 Die zusammenfassende Darstellung ist ein einheitliches, behördeninternes Schriftstück, das die 
erforderlichen Angaben in zusammenfassender Form enthält; auf detaillierte Angaben in den An-
tragsunterlagen oder im Plan kann Bezug genommen werden. Gemäß § 11 Satz 4 UVPG kann sie - 
unbeschadet weitergehender fachrechtlicher Vorschriften - in der Begründung der Zulassungsent-
scheidung erfolgen. 

 Falls das Vorhaben der Zulassung durch mehrere Behörden bedarf, kann die zusammenfassende 
Darstellung in umfassender Form in der Begründung der Zulassungsentscheidung erfolgen, die 
nach der Anlage zu § 3 UVPG Anknüpfungspunkt für die UVP-Pflichtigkeit des Vorhabens ist. In die 
Begründung der übrigen Zulassungsentscheidungen können die für diese Entscheidungen bedeut-
samen Teile der zusammenfassenden Darstellung eingefügt werden. 

0.5.2.2 Inhalt 

 Die zusammenfassende Darstellung enthält die für die Bewertung erforderlichen Aussagen über die 
voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens. Hierzu gehören u. a. Aussagen über Art 
und Umfang sowie Häufigkeit oder - soweit durch Fachrecht geboten - Eintrittswahrscheinlichkeit 
bestimmter Umweltauswirkungen. Dagegen sind Aussagen darüber, ob Umweltauswirkungen 
"schädlich", "nachteilig" oder "gemeinwohlbeeinträchtigend" sind, Teil der Bewertung, die erst in dem 
folgenden Verfahrensschritt nach § 12 UVPG vorgenommen werden darf. 

 Die Prüfungsmethoden zur Ermittlung des Zustandes der Umwelt und zu den zu erwartenden erheb-
lichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt (Messungen, Berechnungen, Schätzungen, 
Zeitpunkt der Ermittlungen, Entnahmen aus Plänen etc.) sollen in der zusammenfassenden Darstel-
lung erläutert werden. Soweit die Prüfungsmethoden nicht verbindlich festgelegt sind (z. B. durch 
Richtlinien des Straßenbaus), sollen die Erläuterungen Hinweise auf die Aussagekraft der Prü-
fungsmethoden enthalten (z. B. hinsichtlich der Konservativität der Abschätzungen, des Realitätsbe-
zugs von Berechnungsparametern, der allgemeinen Anerkennung von Berechnungsverfahren). 

 Die zuständige Behörde soll in der zusammenfassenden Darstellung angeben, aus welcher Informa-
tionsquelle die wesentlichen Angaben stammen (z. B. vom Träger des Vorhabens, von anderen Be-
hörden, aus der Öffentlichkeitsbeteiligung etc.). Soweit ein entscheidungserheblicher Sachverhalt 
nicht aufgeklärt werden kann, ist darauf in der zusammenfassenden Darstellung einzugehen. 

 In der zusammenfassenden Darstellung sind - soweit entscheidungserheblich - bei den vorgenann-
ten Angaben und Beschreibungen Aussagen zu treffen über: 

– den Ist-Zustand der Umwelt, 

– die voraussichtliche Veränderung der Umwelt infolge des geplanten Vorhabens bei Errichtung 
und bestimmungsgemäßem Betrieb, bei Betriebsstörungen und bei Stör- oder Unfällen, soweit 
eine Anlage hierfür auszulegen ist oder hierfür vorsorglich Schutzvorkehrungen vorzusehen sind, 
sowie infolge sonstiger zu erwartender Entwicklungen, 

– die voraussichtliche Änderung der Umwelt bei Vorhaben- oder Trassenvarianten, soweit diese 
nach dem Fachrecht zu prüfen sind. Umfang und Detailschärfe der zusammenfassenden Darstel-
lung bei Vorhaben- oder Trassenvarianten richten sich nach den Anforderungen des Fachrechts 
an die Variantenprüfung bei der Zulassungsentscheidung. 
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0.5.2.3 Information der federführenden Behörde 

 Bedarf ein Vorhaben der Zulassung durch mehrere Behörden und ist die gemäß § 14 Abs. 1 UVPG 
für die Erarbeitung der zusammenfassenden Darstellung zuständige federführende Behörde nicht 
für vorherige Verfahrensschritte zuständig, so ist sie unverzüglich nach Abschluss jedes dieser Ver-
fahrensschritte zu informieren. Insbesondere sind ihr die für die Erarbeitung der zusammenfassen-
den Darstellung erforderlichen Unterlagen des Vorhabenträgers nach § 6 UVPG, die Stellungnah-
men aus den Behördenbeteiligungen nach den §§ 7 und 8 UVPG sowie die Äußerungen der Öffent-
lichkeit nach § 9 UVPG und die Ergebnisse behördlicher Ermittlungen zur Verfügung zu stellen. 

 Sofern der federführenden Behörde die vorherigen Verfahrensschritte der Umweltverträglichkeits-
prüfung nicht übertragen sind, ist es zweckmäßig, dass die dafür zuständigen Behörden diese Ver-
fahrensschritte unter Beteiligung der federführenden Behörde durchführen. 

0.5.2.4 Erarbeitung der zusammenfassenden Darstellung durch die federführende Behörde 

 Die federführende Behörde hat die zusammenfassende Darstellung im Zusammenwirken mit den 
Zulassungsbehörden und der Naturschutzbehörde, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben be-
rührt wird, zu erarbeiten. Wenn es zweckdienlich ist, kann die federführende Behörde darüber hin-
aus andere Behörden beteiligen. 

 Auf der Grundlage der ihr zur Verfügung gestellten Ermittlungsergebnisse erarbeitet die federfüh-
rende Behörde einen Entwurf für die zusammenfassende Darstellung und übermittelt ihn den betei-
ligten Behörden. Diese nehmen innerhalb einer Frist, die von der federführenden Behörde unter Be-
rücksichtigung des § 11 Satz 3 UVPG und sonstiger fachrechtlich vorgegebener Verfahrensfristen 
festgesetzt wird, zu dem Entwurf Stellung; kann die Frist nicht eingehalten werden, soll dies inner-
halb von zwei Wochen nach Zugang des Entwurfes der federführenden Behörde mitgeteilt werden. 
Die Stellungnahmen können auch im Rahmen einer gemeinsamen Besprechung abgegeben wer-
den. Danach erarbeitet die federführende Behörde die zusammenfassende Darstellung. 

0.5.2.5 Zusammenfassende Darstellung nach Durchführung einer Linienbestimmung oder eines vor-
gelagerten Verfahrens 

 Soweit bei einer Linienbestimmung oder in einem vorgelagerten Verfahren im Sinne des § 2 Abs. 3 
Nr. 2 UVPG eine zusammenfassende Darstellung der raumbedeutsamen Umweltauswirkungen er-
arbeitet worden ist, soll gemäß § 15 Abs. 4 und § 16 Abs. 3 UVPG im nachfolgenden Zulassungs-
verfahren insoweit von einer erneuten Erarbeitung abgesehen werden. In diesem Verfahren soll die 
zusammenfassende Darstellung auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen - 
auch hinsichtlich der Eignung des Vorhabenstandortes oder der Linien- oder Trassenführung - be-
schränkt werden. Wenn es für die Gesamtbewertung im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 4 UVPG zweck-
mäßig ist, kann die Zulassungsbehörde die zusammenfassende Darstellung der raumbedeutsamen 
Umweltauswirkungen in ihre zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen aufnehmen. 

 Soweit in einem vorgelagerten Verfahren im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 3, 1 Alt, und Nr. 4 UVPG nach 
den dort geltenden Verfahrensvorschriften unter Beachtung der Anforderungen des § 2 Abs. 1 Satz 
2 UVPG eine Ermittlung und Beschreibung der bauplanerisch bedeutsamen Umweltauswirkungen 
erfolgt ist, gilt gemäß § 17 Satz 3 UVPG der Absatz 1 entsprechend. 

 

0.6 Bewertung der Umweltauswirkungen nach den §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 und § 12 UVPG  
- Kriterien und Verfahren nach § 20 Nr. 1 UVPG -  

 - Grundsätze nach § 20 Nr. 3 UVPG - 

0.6.1 Kriterien und Verfahren nach § 20 Nr. 1 UVPG für die Bewertung der Umweltauswirkungen 

0.6.1.1 Bewertung der Umweltauswirkungen 

 Die Bewertung der Umweltauswirkungen (§§ 1, 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 UVPG) ist die Auslegung und 
die Anwendung der umweltbezogenen Tatbestandsmerkmale der einschlägigen Fachgesetze (ge-
setzliche Umweltanforderungen) auf den entscheidungserheblichen Sachverhalt. 

 Außer Betracht bleiben für die Bewertung nichtumweltbezogene Anforderungen der Fachgesetze 
(z. B. Belange der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder des Städtebaus) und die Abwägung 
umweltbezogener Belange mit anderen Belangen (z. B. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse, 
Schaffung oder Erhalt von Arbeitsplätzen). 

 Die gesetzlichen Umweltanforderungen sind 

– in der Regel im Wortlaut der Fachgesetze ausdrücklich formuliert (z. B. § 5 Abs. 1 Nr. 1 
BImSchG), 
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– zum Teil im Wege der Auslegung aus den in den Gesetzen aufgeführten Zielsetzungen und Be-
langen, z. B. aus dem Begriff "Wohl der Allgemeinheit" nach § 31 WHG in Verbindung mit § 1a 
Abs. 1 WHG sowie aus den "Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege" nach § 8 
Abs. 2 Satz 1 BNatSchG in Verbindung mit §§ 1 und 2 BNatSchG, zu gewinnen. 

0.6.1.2 Bewertungskriterien (Konkretisierung der gesetzlichen Umweltanforderungen) 

 Wenn Fachgesetze oder deren Ausführungsbestimmungen für die Bewertung der Umweltauswir-
kungen eines Vorhabens 

– rechtsverbindliche Grenzwerte enthalten oder 

– sonstige Grenzwerte oder nicht zwingende, aber im Vergleich zu den Orientierungshilfen in An-
hang 1 anspruchsvollere Kriterien vorsehen, 

 sind diese Bestimmungen heranzuziehen (§ 4 UVPG). 

 Soweit dies nicht der Fall ist, sind bei der Bewertung der Umweltauswirkungen die in Anhang 1 
angegebenen Orientierungshilfen, die im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge (§§ 1, 2 Abs. 1 
Satz 2 und 4 UVPG) eine Konkretisierung gesetzlicher Umweltanforderungen darstellen, heranzu-
ziehen. Da die Orientierungshilfen keine Grenzwerte sind, ist bei ihrer Anwendung auf die Umstände 
des Einzelfalls wie Standort- und Nutzungsmerkmale abzustellen; die Umstände, insbesondere Ab-
weichungen von den Orientierungshilfen, sind zu erläutern. 

 Sind Umweltauswirkungen zu bewerten, für die das Fachrecht oder Anhang 1 keine Bewertungskri-
terien enthalten, hat die zuständige Behörde die Umweltauswirkungen nach Maßgabe der gesetzli-
chen Umweltanforderungen aufgrund der Umstände des Einzelfalls zu bewerten. 

 Dies gilt nicht für die Bewertung der Umweltauswirkungen solcher Vorhaben, für die die Verwal-
tungsvorschrift keinen Besonderen Teil vorsieht. 

0.6.1.3 Bewertungsverfahren 

 Bei der Bewertung der Umweltauswirkungen sind zur Konkretisierung der Umweltanforderungen der 
Fachgesetze und der Anforderungen der §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 UVPG im Einzelfall die her-
kömmlichen rechtlichen Auslegungsverfahren heranzuziehen. 

 Soweit verschiedene Vorhaben- oder Trassenvarianten vergleichend zu bewerten sind, kann es 
zweckmäßig sein, auch formalisierte Bewertungsverfahren (z. B. ökologische Risikoanalysen, Nutz-
wert-Analysen, Kosten-Wirksamkeitsanalysen) heranzuziehen, wenn die Ziele im Rahmen dieser 
Bewertungsverfahren aus den gesetzlichen Umweltanforderungen abgeleitet sind. Eine Bewertung 
von Vorhaben- oder Trassenvarianten setzt nicht voraus, dass auf die Umweltauswirkungen für jede 
zu prüfende Variante in gleicher Detailschärfe eingegangen wird. In vorgelagerten Verfahren ist es 
ausreichend, dass sich die Bewertung auf die entsprechend dem Planungsstand erheblichen Aus-
wirkungen erstreckt; ferner kann sie auf diejenigen Varianten beschränkt werden, die entsprechend 
dem Planungsstand ernsthaft in Betracht kommen. 

 Bei der Anwendung der Kriterien für die Bewertung von Umweltauswirkungen ist die Vorbelastung 
einzubeziehen. 

0.6.2 Grundsätze nach § 20 Nr. 3 UVPG für die Bewertung der Umweltauswirkungen 

0.6.2.1 Bewertung im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge 

 Aus § 12 1. HS in Verbindung mit §§ 1, 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 UVPG ergibt sich im Hinblick auf eine 
wirksame Umweltvorsorge nach Maßgabe der gesetzlichen Umweltanforderungen, dass die Um-
weltauswirkungen sowohl in bezug auf einzelne Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG 
zu bewerten sind als auch eine medienübergreifende Bewertung zur Berücksichtigung der jeweiligen 
Wechselwirkungen durchzuführen ist. Dabei umfasst Umweltvorsorge im Sinne des § 12 UVPG, Ge-
fahren abzuwehren und dem Entstehen schädlicher Umweltauswirkungen vorzubeugen (BT-Drs. 
11/3919, S. 20). Wechselwirkungen können unter anderem durch Schutzmaßnahmen verursacht 
werden, die zu Problemverschiebungen zwischen den Umweltgütern führen. 

 Grenze der Auslegung und Anwendung der geltenden Gesetze ist der Wortlaut der entscheidungs-
erheblichen Gesetzesvorschriften. Die zuständige Behörde ist ferner an die einschlägigen Ausfüh-
rungsvorschriften des Fachrechts gebunden. 

 Da eine quantitative Gesamtbewertung von Umweltauswirkungen mangels Verrechnungseinheiten 
grundsätzlich unmöglich ist, beruht eine medienübergreifende Bewertung von Umweltauswirkungen 
auf qualitativen Gesichtspunkten, die zueinander in Beziehung zu setzen sind. Ein bloßes Aneinan-
derreihen einzelner medialer Bewertungen der Umweltauswirkungen reicht nicht aus. 
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 Für die verschiedenen Vorhaben nach den Nummern 1 bis 6 und 16 der Anlage zu § 3 UVPG gelten 
die Bewertungsgrundsätze der Besonderen Teile der Verwaltungsvorschrift. 

0.6.2.2 Bewertung nach Durchführung einer Linienbestimmung oder eines vorgelagerten Verfahrens 

 Soweit bei einer Linienbestimmung oder in einem vorgelagerten Verfahren im Sinne des § 2 Abs. 3 
Nr. 2 UVPG eine Bewertung der raumbedeutsamen Umweltauswirkungen eines Vorhabens vorge-
nommen und die Öffentlichkeit entsprechend den Bestimmungen des § 9 Abs. 3 UVPG einbezogen 
worden ist, soll gemäß § 15 Abs. 4 und § 16 Abs. 3 UVPG die Bewertung im nachfolgenden Zulas-
sungsverfahren auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen – auch hinsichtlich der 
Eignung des Vorhabenstandortes oder der Linien- oder Trassenführung – beschränkt werden. Diese 
Beschränkungsmöglichkeit besteht auch für das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah-
ren (siehe Nummer 0.4.9 Abs. 3). 

 Soweit in einem vorgelagerten Verfahren im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 3, 1. Alt., und Nr. 4 UVPG 
nach den dort geltenden Verfahrensvorschriften unter Beachtung der Anforderungen des § 2 Abs. 1 
Satz 2 UVPG eine Bewertung der bauplanerisch bedeutsamen Umweltauswirkungen vorgenommen 
worden ist, gilt gemäß § 17 Satz 3 UVPG der Absatz 1 entsprechend. 

0.6.2.3 Bewertung in parallelen Zulassungsverfahren nach § 14 Abs. 2 UVPG 

 Falls das Vorhaben der Zulassung durch mehrere Behörden in parallelen Verfahren (keine Planfest-
stellungsverfahren) bedarf, hat die federführende Behörde das Zusammenwirken der Zulassungs-
behörden bei der Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen eines Vorhabens sicherzustellen. Ihr 
ist nicht die Aufgabe übertragen, die Gesamtbewertung selbst vorzunehmen. 

 Grundsätzlich kommt der federführenden Behörde in organisatorischer Hinsicht die Befugnis zu, den 
Bewertungsschritt einzuleiten und durchzuführen. Sie entscheidet, ob die Gesamtbewertung allein 
im schriftlichen Verfahren erfolgen soll oder ob auch Behördenbesprechungen erforderlich sind. 
Fristenregelungen des Fachrechts sind zu beachten. 

 Zur Einleitung des Bewertungsschritts hat die federführende Behörde die Zulassungsbehörden zu 
Stellungnahmen aus ihrer jeweiligen fachlichen Sicht aufzufordern. Bei Meinungsverschiedenheiten 
der Zulassungsbehörden über die Gesamtbewertung soll die federführende Behörde einen Eini-
gungsvorschlag unterbreiten. 

 Wenn sich die Zulassungsbehörden nicht einigen können, soll die federführende Behörde umge-
hend bei der Aufsichtsbehörde um eine Entscheidung über die Meinungsverschiedenheit nachsu-
chen. Wird die Meinungsverschiedenheit nicht entschieden, hat die federführende Behörde inner-
halb der fachrechtlich vorgeschriebenen Fristen als Ergebnis der Gesamtbewertung festzuhalten, 
welche gesetzlichen Umweltanforderungen nicht erfüllt sind. 

 Die federführende Behörde dokumentiert nach Abschluss des Bewertungsschritts das Ergebnis der 
Gesamtbewertung und teilt das Ergebnis den Zulassungsbehörden schriftlich mit. Die Gesamtbe-
wertung muss abgeschlossen sein, bevor Bewertungsergebnisse bei den Zulassungsentscheidun-
gen berücksichtigt werden können. 

 

 

1 Vorschriften für Vorhaben nach Nummer 1 der Anlage zu § 3 UVPG (genehmigungsbedürftige 
Anlagen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz) 

1.1 Anwendungsbereich 

 Für Vorhaben nach Nummer 1 der Anlage zu § 3 UVPG gelten - vorbehaltlich der Regelungen der 
9. BImSchV - die Vorschriften der Nummer 0 und der Nummer 1 

a) in Verfahren nach den §§ 4, 6 und 15 BImSchG zur Erteilung der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung mit den nach § 13 BImSchG eingeschlossenen bundes- und landesrechtlichen 
Entscheidungen, 

b) in Verfahren zu § 8 Abs. 10 BNatSchG, in denen Entscheidungen im Rahmen des § 8 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3 BNatSchG oder auf Grund von landesrechtlichen Vorschriften gemäß § 8 
Abs. 9 BNatSchG getroffen werden, für Vorhaben mit erheblichen oder nachhaltigen Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft (Eingriffe im Sinne des § 8 BNatSchG), 

c) in parallelen bundes- und landesrechtlichen Zulassungsverfahren, die von der Konzentrations-
wirkung des § 13 BImSchG nicht erfasst werden und deren Durchführung im Einzelfall für die 
Verwirklichung des Vorhabens erforderlich ist. 
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1.2 Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfung nach § 5 UVPG 

 Bei der Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens sind Art und Umfang der nach 
§ 6 UVPG oder nach entsprechenden fachrechtlichen Vorschriften voraussichtlich beizubringenden 
Unterlagen zu klären. Für Genehmigungen nach § 4 BImSchG ist in immissionsschutzrechtlicher 
Hinsicht auf die nach den §§ 3, 4 Abs. 1 und 3, 4a bis 4e der 9. BlmSchV erforderlichen Unterlagen 
einzugehen; für naturschutzrechtliche und wasserrechtliche Entscheidungen kann die Klärung auf-
grund der in den Anhänge 2 und 3 aufgeführten Hinweise erfolgen. Der Träger des Vorhabens 
kann gegenüber der Genehmigungsbehörde auf die Unterrichtung verzichten. 

 

1.3 Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 UVPG 

1.3.1 Fachgesetzliche Bewertungsmaßstäbe 

 Maßstäbe für die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind die gesetzlichen Um-
weltanforderungen (für den Genehmigungsanspruch). Dazu gehören insbesondere die folgenden 
Gesetzesvorschriften in Verbindung mit den hierzu ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten: 

a) § 6 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 BImSchG als immissionsschutzspezifische gesetzliche Umweltan-
forderungen  

und als weitere gesetzliche Umweltanforderungen, die nach Art des Vorhabens in Betracht kommen, 

b) § 6 Nr. 2 BImSchG in Verbindung mit den Vorschriften, die für die nach § 13 BImSchG von der 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung eingeschlossenen Entscheidungen gelten, insbeson-
dere: 

- § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit zulassungsbedürftigen Ein-
leitungen in öffentliche Abwasseranlagen, 

- § 19 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben in Wasserschutzgebieten, 

- § 19g WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen, 

- § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Gerätesicherheitsgesetzes in Verbindung mit den hierzu geltenden 
Rechtsverordnungen für Vorhaben mit überwachungsbedürftigen Anlagen, 

- §§ 13 Abs. 2, 14 Abs. 2, 15 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 2, 20b Abs. 2, 20c Abs. 2 und 20d 
Abs. 3 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht, falls das Vorhaben naturschutzrechtlicher 
Genehmigungen, Erlaubnisse oder Ausnahmen bedarf, 

- § 17 Abs. 2 SprengG für Vorhaben mit Lagern für explosionsgefährliche Stoffe, 

- §§ 30 bis 35 BauGB für Vorhaben mit baulichen Anlagen, auch soweit sie bei nach § 38 
BauGB privilegierten öffentlich zugänglichen Abfallentsorgungsanlagen als gesetzliche Um-
weltanforderungen zu berücksichtigen sind, 

- umweltbezogene Ziele der Raumordnung und Landesplanung gemäß § 5 Abs. 4 ROG für 
Vorhaben öffentlicher Stellen nach § 4 Abs. 5 ROG, 

c) § 8 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Land-
schaft, soweit nicht § 8a BNatSchG - außer bei öffentlich zugänglichen Abfallentsorgungsanla-
gen, die nach § 38 BauGB privilegiert sind - für den Innenbereich etwas anderes regelt, 

d) § 6 WHG für Vorhaben mit erlaubnis- oder bewilligungsbedürftigen Gewässerbenutzungen im 
Sinne des § 3 WHG, 

e) § 9 BWaldG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Waldumwandlungen. 

1.3.2 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Wechselwirkungen aufgrund von Schutz-
maßnahmen 

 Wechselwirkungen zwischen den Umweltgütern im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG können unter 
anderem durch bestimmte Schutzmaßnahmen verursacht werden, die zu Problemverschiebungen 
führen. Ausgehend von dem in Nummer 0.6.2.1 dargelegten Grundsatz, Umweltauswirkungen so-
wohl in Bezug auf einzelne Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG zu bewerten als auch 
medienübergreifend eine Gesamtbewertung zur Berücksichtigung der jeweiligen Wechselwirkungen 
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durchzuführen, ergeben sich aus § 12 UVPG in Verbindung mit den §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 
UVPG für die Auslegung und Anwendung der geltenden Gesetze beispielhaft folgende Grundsätze: 

a) Für den Fall, dass 

- Immissionsschutzmaßnahmen zur Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen nach § 5 
BImSchG Reststoffe verursachen und 

-  die Beschaffenheit des Bodens oder der Gewässer durch die Aufbringung der Reststoffe 
nicht mehr den Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 

- oder den Anforderungen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 entspricht, 

 ist § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG als medienübergreifender Bewertungsmaßstab heranzuziehen und 
zu prüfen, ob die Aufbringung der Reststoffe auf Böden als schadlos im Sinne dieser Vorschrift 
zu bewerten ist. 

b) Für den Fall, dass 

- Immissionsschutzmaßnahmen zur Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen nach 
§ 5 BImSchG Reststoffe verursachen und die Ablagerung der Reststoffe als Abfälle erforder-
lich wird, weil Vermeidung und Verwertung technisch nicht möglich oder unzumutbar sind, und 

- eine geordnete Entsorgung der Abfälle gemäß § 2 AbfG nicht sichergestellt ist, insbesondere 
keine ausreichenden Entsorgungskapazitäten vorhanden sind, oder die Beschaffenheit des 
Bodens oder der Gewässer durch die Ablagerung der Abfälle nicht mehr den Kriterien nach 
Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder den Anforderungen nach Num-
mer 0.6.1.2 Abs. 3 entspricht, 

 ist § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG als medienübergreifender Bewertungsmaßstab heranzuziehen und 
zu prüfen, ob die Ablagerung als Abfallbeseitigung "ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit" im Sinne dieser Vorschrift zu bewerten ist. 

c) Für den Fall, dass 

- Immissionsschutzmaßnahmen zur Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen nach § 5 
BImSchG Abwässer verursachen, die unmittelbar oder über eine öffentliche oder private Ab-
wasseranlage in einen Vorfluter eingeleitet werden, und 

- die Beschaffenheit des Vorfluters aufgrund der Abwassereinleitung nicht mehr den Kriterien 
nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder den Anforderungen nach 
Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 entspricht, 

 sind § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG und jeweils § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit 
landesrechtlichen Umweltanforderungen als medienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heran-
zuziehen und ist zu prüfen, ob die Abwassereinleitung als Abwasserbeseitigung ohne Beein-
trächtigung des Gemeinwohls im Sinne der genannten Vorschriften zu bewerten ist. 

d) Für den Fall, dass 

- Abwasserbehandlungsmaßnahmen zur Erfüllung der wasserrechtlichen Umweltanforderun-
gen nach § 6 WHG oder 7a WHG in Verbindung mit Landesrecht Luftverunreinigungen im 
Sinne des § 3 Abs. 4 BImSchG verursachen und 

- aufgrund der Luftverunreinigungen die Luftbeschaffenheit oder die Bodenbeschaffenheit im 
Einwirkungsbereich der Abwasserbehandlungsmaßnahmen nicht mehr den Kriterien nach 
Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder den Anforderungen nach Num-
mer 0.6.1.2 Abs. 3 entspricht, 

 sind § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit landesrechtlichen Umweltanforderungen 
als medienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Abwas-
sereinleitung als Abwasserbeseitigung ohne Beeinträchtigung des Gemeinwohls im Sinne der 
genannten Vorschriften zu bewerten ist. 

e) Für den Fall, dass 

- Abwasserbehandlungsmaßnahmen zur Erfüllung der wasserrechtlichen Umweltanforderun-
gen nach § 6 WHG oder § 7a WHG in Verbindung mit Landesrecht Abfälle im Sinne des § 1 
Abs. 1 AbfG verursachen und 

- eine geordnete Entsorgung der Abfälle im Sinne des § 2 AbfG - insbesondere die Einhaltung 
der Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder der Anforde-
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rungen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 (z. B. durch Ablagerung oder Verbrennung der Abfälle) 
- nicht sichergestellt ist, 

 sind § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit landesrechtlichen Umweltanforderungen 
als medienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Abwas-
sereinleitung als Abwasserbeseitigung ohne Beeinträchtigung des Gemeinwohls im Sinne der 
genannten Vorschriften zu bewerten ist. 

f) Für den Fall, dass 

- Immissionsschutzmaßnahmen, Abfallentsorgungsmaßnahmen oder Abwasserbehandlungs-
maßnahmen zur Erfüllung von gesetzlichen Umweltanforderungen Eingriffe in Natur und 
Landschaft im Sinne des § 8 Abs. 1 BNatSchG verursachen (z. B. durch sicherheitstechnisch 
erforderliche, aber flächenverbrauchende Rückhaltebecken) und 

- die Eingriffe unvermeidbar sind und sie auch nicht im erforderlichen, den Kriterien nach Num-
mer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder den Anforderungen nach Num-
mer 0.6.1.2 Abs. 3 entsprechenden Maße ausgeglichen werden können, 

 ist § 8 Abs. 3 NatSchG in Verbindung mit Landesrecht als medienübergreifender Bewertungs-
maßstab heranzuziehen und zu prüfen, ob die Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege im Sinne dieser Vorschrift oder die mit den Schutzmaßnahmen verbundenen Anforderun-
gen an die Nutzung von Natur und Landschaft als vorrangig zu bewerten sind. 

 

 

2 Vorschriften für Vorhaben nach Nummer 2 der Anlage zu § 3 UVPG  
 (genehmigungsbedürftige Anlagen nach § 7 des Atomgesetzes) 

2.1 Anwendungsbereich 

 Für Vorhaben nach Nummer 2 der Anlage zu § 3 UVPG gelten - vorbehaltlich der Regelungen der 
AtVfV - die Vorschriften der Nummer 0 und der Nummer 2 

a) n Verfahren nach § 7 AtG zur Erteilung der atomrechtlichen Genehmigung mit den nach § 8 
Abs. 2 AtG eingeschlossenen Entscheidungen, 

b) in Verfahren zu § 8 Abs. 10 BNatSchG, in denen Entscheidungen im Rahmen des § 8 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3 BNatSchG oder auf Grund von landesrechtlichen Vorschriften gemäß § 8 
Abs. 9 BNatSchG getroffen werden, für Vorhaben mit erheblichen oder nachhaltigen Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft (Eingriffe im Sinne des § 8 BNatSchG), 

c) in parallelen bundes- und landesrechtlichen Zulassungsverfahren, die von der Konzentrations-
wirkung des § 8 Abs. 2 AtG nicht erfasst werden und deren Durchführung im Einzelfall für die 
Verwirklichung des Vorhabens erforderlich ist. 

 

2.2 Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfung nach § 5 UVPG 

 Bei der Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens sind Art und Umfang der nach 
§ 6 UVPG oder nach entsprechenden fachrechtlichen Vorschriften voraussichtlich beizubringenden 
Unterlagen zu klären. Für Genehmigungen nach § 7 AtG ist in nuklearspezifischer Hinsicht auf die 
nach § 3 AtVfV erforderlichen Unterlagen einzugehen; für naturschutzrechtliche und wasserrechtli-
che Entscheidungen kann die Klärung aufgrund der in den Anhänge 2 und 3 aufgeführten Hinweise 
erfolgen. 

 

2.3 Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 UVPG 

2.3.1 Fachgesetzliche Bewertungsmaßstäbe 

 Maßstäbe für die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind die gesetzlichen Um-
weltanforderungen. Dazu gehören insbesondere die folgenden Gesetzesvorschriften in Verbindung 
mit den hierzu ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften: 

a) § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG als nuklearspezifische gesetzliche Umweltanforderung, auch soweit sich 
diese nach § 3 Abs. 2 StrlSchV auf einen nach § 3 Abs. 1 StrlSchV genehmigungsbedürftigen 
Umgang erstreckt,  

und als weitere gesetzliche Umweltanforderungen, die nach Art des Vorhabens in Betracht kommen, 
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b) § 7 Abs. 2 Nr. 6 AtG in Verbindung mit den Vorschriften, die für die nach § 8 Abs. 2 AtG von der 
atomrechtlichen Genehmigung eingeschlossenen Entscheidungen gelten: 

- § 6 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 BImSchG für Vorhaben mit immissionsschutzrechtlich geneh-
migungsbedürftigen Anlagen, 

- § 6 Nr. 2 BImSchG und weiteren fachgesetzlichen Umweltanforderungen nach Nummer 1.3.1 
Buchstabe b, 

c) § 8 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Land-
schaft, soweit nicht § 8a BNatSchG für den Innenbereich etwas anderes regelt, 

d) § 6 WHG für Vorhaben mit erlaubnis- oder bewilligungsbedürftigen Gewässerbenutzungen im 
Sinne des § 3 WHG, 

e) § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit zulassungsbedürftigen Einlei-
tungen in öffentliche Abwasseranlagen, 

f) § 19g WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen, 

g) § 19 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben in Wasserschutzgebieten, 

h) § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Gerätesicherheitsgesetzes in Verbindung mit den hierzu geltenden Rechts-
verordnungen für Vorhaben mit überwachungsbedürftigen Anlagen, 

i) §§ 13 Abs. 2, 14 Abs. 2, 15 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 2, 20b Abs. 2, 20c Abs. 2 und 20d Abs. 3 
BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht, falls das Vorhaben naturschutzrechtlicher Genehmi-
gungen, Erlaubnisse oder Ausnahmen bedarf, 

j) § 9 BWaldG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Waldumwandlungen. 

Zu den bundesgesetzlichen Bewertungsmaßstäben für Vorhaben mit baulichen Anlagen gehören 
auch die §§ 30 bis 35 BauGB (einschließlich der nach § 35 BauGB zu prüfenden Ziele der Raum-
ordnung und Landesplanung nach § 5 ROG), deren Erfüllung im Rahmen paralleler landesrechtli-
cher Baugenehmigungsverfahren oder im Rahmen eingeschlossener Entscheidungen bei der Be-
wertung der Umweltauswirkungen zu prüfen ist. 

2.3.2 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Wechselwirkungen aufgrund von Schutz-
maßnahmen 

 Wechselwirkungen zwischen den Umweltgütern im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG können unter 
anderem durch bestimmte Schutzmaßnahmen verursacht werden, die zu Problemverschiebungen 
führen. Ausgehend von dem in Nummer 0.6.2.1 dargelegten Grundsatz, Umweltauswirkungen so-
wohl in bezug auf einzelne Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG zu bewerten als auch 
medienübergreifend eine Gesamtbewertung zur Berücksichtigung der jeweiligen Wechselwirkungen 
durchzuführen, ergeben sich aus § 12 UVPG in Verbindung mit den §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 
UVPG für die Auslegung und Anwendung der geltenden Gesetze beispielhaft folgende Grundsätze: 

a) Für den Fall, dass 

- nuklearspezifische Vorsorgemaßnahmen zur Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen 
nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG nicht-radioaktive Luftverunreinigungen, Abwässer oder Eingriffe in 
Natur und Landschaft im Sinne des § 8 Abs. 1 BNatSchG verursachen und 

- aufgrund dieser Umweltauswirkungen die Beschaffenheit der Umwelt im Einwirkungsbereich 
des Vorhabens nicht mehr den Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich 
oder Abs. 2 oder den Anforderungen im Sinne der Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 entspricht, 

 sind § 7 Abs. 2 Nr. 6 AtG und gegebenenfalls § 5 BImSchG, § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in 
Verbindung mit Landesrecht oder § 8 Abs. 3 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht als me-
dienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Umweltauswir-
kungen des Vorhabens dahingehend zu bewerten sind, dass 

- "überwiegende öffentliche Interessen" im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 6 AtG nicht entgegenste-
hen und 

- bei Vorhaben mit immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen die Genehmi-
gungsvoraussetzungen nach § 5 BImSchG erfüllt sind, 

- bei Vorhaben mit Gewässerbenutzungen oder Einleitungen die gesetzlichen Umweltanforde-
rungen nach § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht erfüllt sind oder 
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- bei Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Landschaft die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Sinne des § 8 Abs. 3 BNatSchG oder die mit den Schutzmaßnahmen 
verbundenen Anforderungen an die Nutzung von Natur und Landschaft im Range vorgehen. 

b) Für den Fall, dass 

- nuklearspezifische Vorsorgemaßnahmen zur Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen 
nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG nicht-radioaktive Abfälle im Sinne des § 1 Abs. 1 AbfG verursachen 
und 

- eine geordnete Entsorgung der Abfälle im Sinne des § 2 AbfG – insbesondere die Einhaltung 
der Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder der Anforde-
rungen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 (z. B. durch Ablagerungen oder Verbrennung von Abfäl-
len) – nicht sichergestellt ist,  

 sind § 7 Abs. 2 Nr. 6 AtG und gegebenenfalls § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG als medienübergreifende 
Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Umweltauswirkungen des Vorha-
bens dahingehend zu bewerten sind, dass 

- "überwiegende öffentliche Interessen" im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 6 AtG nicht entgegenste-
hen und 

- bei Vorhaben mit immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen die Genehmi-
gungsvoraussetzungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG erfüllt sind. 

c) Wenn zur Erfüllung von gesetzlichen Umweltanforderungen für Entscheidungen, die in der atom-
rechtlichen Genehmigung eingeschlossen sind oder in parallelen Verfahren erteilt werden, Im-
missionsschutzmaßnahmen, Abwasserbehandlungsmaßnahmen oder Abfallentsorgungsmaß-
nahmen zu den in Nummer 1.3.2 genannten Folgen für andere Umweltgüter führen, sind die dort 
aufgeführten Grundsätze zur Bewertung der Umweltauswirkungen entsprechend anzuwenden. 

2.3.3 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Grenzbelastungen 

 Wenn von dem Vorhaben ausgehende Eingriffe in Natur und Landschaft sowie nicht-radioaktive 
Luftverunreinigungen, Abwässer und Abfälle dazu führen, dass die Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 
Abs. 1 und 2 oder die Anforderungen an die Beschaffenheit von Wasser, Boden, Luft sowie Natur 
und Landschaft nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 jeweils gerade noch eingehalten werden, ist § 7 Abs. 2 
Nr. 6 AtG als medienübergreifender Bewertungsmaßstab heranzuziehen und zu prüfen, ob die Um-
weltauswirkungen insgesamt nach Lage des Einzelfalls so zu bewerten sind, dass "überwiegende 
öffentliche Interessen" im Sinne dieser Vorschrift entgegenstehen. 

 

 

3 Vorschriften für Vorhaben nach Nummer 3 der Anlage zu § 3 UVPG 
 (planfeststellungsbedürftige Anlagen zur Sicherstellung und Endlagerung radioaktiver Abfäl-

le nach § 9b des Atomgesetzes) 

3.1 Anwendungsbereich 

 Für Vorhaben nach Nummer 3 der Anlage zu § 3 UVPG gelten die Vorschriften der Nummern 0 und 
3 in Verfahren nach § 9b AtG. 

 Nach § 57b Abs. 3 Satz 1 BBergG wird grundsätzlich bergrechtlichen Planfeststellungsverfahren 
Priorität und Exklusivität eingeräumt derart, dass nur diese Planfeststellungsverfahren durchzufüh-
ren sind; hiervon macht Satz 2 dieser Bestimmung eine die Regelung umkehrende Ausnahme. Da-
nach hat das atomrechtliche Planfeststellungsverfahren Vorrang gegenüber dem bergrechtlichen 
Planfeststellungsverfahren, so dass die Entscheidung über den Rahmenbetriebsplan in der atom-
rechtlichen Planfeststellung eingeschlossen ist und die Umweltverträglichkeitsprüfung umfassend im 
atomrechtlichen Planfeststellungsverfahren durchgeführt wird. Das atomrechtliche Planfeststel-
lungsverfahren einschließlich der Umweltverträglichkeitsprüfung erstreckt sich jedoch gemäß § 9b 
Abs. 5 Nr. 3 AtG nicht auf die anschließenden bergrechtlichen Haupt-, Sonder- oder Abschlussbe-
triebsplanverfahren. Da Umweltauswirkungen umfassend und abschließend im atomrechtlichen 
Planfeststellungsverfahren geprüft werden und Umweltbelange somit nicht mehr Prüfungsgegens-
tand in den anschließenden bergrechtlichen Betriebsplanverfahren sind, stellen diese keine paralle-
len Zulassungsverfahren zum atomrechtlichen Planfeststellungsverfahren dar, so dass § 2 Abs. 1 
Satz 4 und § 14 UVPG keine Anwendung finden. 
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3.2 Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfung nach § 5 UVPG 

 Bei der Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens sind Art und Umfang der nach 
§ 6 UVPG oder nach entsprechenden fachrechtlichen Vorschriften voraussichtlich beizubringenden 
Unterlagen zu klären. Für Planfeststellungen nach § 9b AtG ist in nuklearspezifischer Hinsicht auf 
die nach § 9b Abs. 5 Nr. 1 Satz 2 AtG in Verbindung mit § 3 AtVfV erforderlichen Unterlagen einzu-
gehen; für naturschutzrechtliche und wasserrechtliche Entscheidungen kann die Klärung aufgrund 
der in den Anhängen 2 und 3 aufgeführten Hinweise erfolgen. 

 

3.3 Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 UVPG 

3.3.1 Fachgesetzliche Bewertungsmaßstäbe 

 Maßstäbe für die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind die gesetzlichen Um-
weltanforderungen. Dazu gehören insbesondere die folgenden Gesetzesvorschriften in Verbindung 
mit den hierzu ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften: 

a) § 9b Abs 4 Satz 1 in Verbindung mit § 7 Abs. 2 Nr. 3 und § 9b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 AtG als nukle-
arspezifische gesetzliche Umweltanforderungen 

und als weitere gesetzliche Umweltanforderungen, die nach Art des Vorhabens in Betracht kommen: 

b) § 6 Abs. 1 Nr. 5 StrlSchV für Vorhaben mit einem Umgang mit sonstigen radioaktiven Stoffen, 

c) §§ 52 Abs. 2a, 55 BBergG für Vorhaben mit bergbaulichen Betrieben, 

d) § 6 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 BImSchG für Vorhaben mit immissionsschutzrechtlich genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen, 

e) § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Einleitungen von Abwasser in 
öffentliche Abwasseranlagen, 

f) § 19g WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen, 

g) § 19 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben in Wasserschutzgebieten, 

h) § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Gerätesicherheitsgesetzes in Verbindung mit den hierzu geltenden Rechts-
verordnungen für Vorhaben mit überwachungsbedürftigen Anlagen, 

i) § 8 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Land-
schaft, soweit nicht § 8 a BNatSchG für den Innenbereich etwas anderes regelt, 

j) §§ 13 Abs. 2, 14 Abs. 2, 15 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 2, 20b Abs. 2, 20c Abs. 2 und § 20d Abs. 3 
BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht, falls das Vorhaben naturschutzrechtlicher Genehmi-
gungen, Erlaubnisse oder Ausnahmen bedarf, 

k) § 9 BWaldG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Waldumwandlungen, 

l) §§ 30 bis 35 BauGB für Vorhaben mit baulichen Anlagen, 

m) umweltbezogene Ziele der Raumordnung und Landesplanung gemäß § 5 ROG, 

n) § 6 WHG für Vorhaben mit erlaubnis- oder bewilligungsbedürftigen Gewässerbenutzungen im 
Sinne des § 3 WHG. 

3.3.2 Medienübergreifende Bewertung und ʺWohl der Allgemeinheitʺ 

 Bei der Bewertung ist der Begriff "Wohl der Allgemeinheit" nach § 9b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 AtG zu 
konkretisieren; hierzu sind nur Umweltbelange heranzuziehen. Neben den Schutzgütern nach § 1 
Nr. 2 AtG sind auch die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG in die Bewertung einzubeziehen. 
Soweit atomrechtlich die Prüfung von Vorhabenvarianten erforderlich ist, sind deren Umweltauswir-
kungen daraufhin zu bewerten, welche Variante die geringsten Auswirkungen auf einzelne Umwelt-
güter und die Umwelt insgesamt hat. Diese Bewertung ist auf Umweltauswirkungen von besonde-
rem Gewicht zu beschränken. 

 Falls das Vorhaben mit einem bergbaulichen Betrieb verbunden ist, sind darüber hinaus die Anfor-
derungen eines vorsorgenden Umweltschutzes im Sinne des § 52 Abs. 2a Satz 3 BBergG zu be-
rücksichtigen. 
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3.3.3 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Wechselwirkungen aufgrund von Schutz-
maßnahmen 

 Wechselwirkungen zwischen den Umweltgütern im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG können unter 
anderem durch bestimmte Schutzmaßnahmen verursacht werden, die zu Problemverschiebungen 
führen. Ausgehend von dem in Nummer 0.6.2.1 dargelegten Grundsatz, Umweltauswirkungen so-
wohl in bezug auf einzelne Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG zu bewerten als auch 
medienüberschreifend eine Gesamtbewertung zur Berücksichtigung der jeweiligen Wechselwirkun-
gen durchzuführen, ergeben sich aus § 12 UVPG in Verbindung mit den §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 
und 4 UVPG für die Auslegung und Anwendung der geltenden Gesetze beispielhaft folgende Grund-
sätze: 

a) Für den Fall dass, 

- nuklearspezifische Vorsorgemaßnahmen zur Erfüllung der gesetzlichen Umweltanforderun-
gen nach § 9b Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG nicht-radioaktive Luftver-
unreinigungen, Abwässer oder Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 8 Abs. 1 
BNatSchG verursachen und 

- aufgrund dieser Umweltauswirkungen die Beschaffenheit der Umwelt im Einwirkungsbereich 
des Vorhabens nicht mehr den Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich 
oder Abs. 2 oder den Anforderungen im Sinne der Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 entspricht, 

 sind § 9b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 AtG und gegebenenfalls § 5 BImSchG, § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 
WHG in Verbindung mit Landesrecht oder § 8 Abs. 3 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht 
als medienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens dahingehend zu bewerten sind, dass 

- das "Wohl der Allgemeinheit" im Sinne des § 9b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 AtG nicht beeinträchtigt 
wird und 

- bei Vorhaben mit immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen die Genehmi-
gungsvoraussetzungen nach § 5 BImSchG erfüllt sind, 

- bei Vorhaben mit Gewässerbenutzungen oder Einleitungen die gesetzlichen Umweltanforde-
rungen nach § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht erfüllt sind oder 

- bei Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Landschaft die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Sinne des § 8 Abs. 3 BNatSchG oder die mit den Schutzmaßnahmen 
verbundenen Anforderungen an die Nutzung von Natur und Landschaft im Range vorgehen. 

b) Für den Fall, dass 

- nuklearspezifische Vorsorgemaßnahmen zur Erfüllung der gesetzlichen Umweltanforderun-
gen nach § 9b Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG nicht-radioaktive Abfälle 
im Sinne des § 1 Abs. 1 AbfG verursachen und 

- eine geordnete Entsorgung der Abfälle im Sinne des § 2 AbfG – insbesondere die Einhaltung 
der Kriterien nach Nr. 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder der Anforderungen 
nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 (z. B. durch Ablagerung oder Verbrennung der Abfälle) – nicht 
sichergestellt ist, 

 sind § 9b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 AtG und gegebenenfalls bei Vorhaben mit immissionsschutzrecht-
lich genehmigungsbedürftigen Anlagen § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG als medienübergreifende Be-
wertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Umweltauswirkungen des Vorhabens 
dahingehend zu bewerten sind, dass das "Wohl der Allgemeinheit" im Sinne dieser Vorschriften 
nicht beeinträchtigt wird. 

c) Wenn zur Erfüllung von sonstigen gesetzlichen Umweltanforderungen Immissionsschutzmaß-
nahmen, Abwasserbehandlungsmaßnahmen oder Abfallentsorgungsmaßnahmen zu den in 
Nummer 1.3.2 genannten Folgen für andere Umweltgüter führen, sind die dort aufgeführten 
Grundsätze entsprechend anzuwenden und ist zu prüfen, ob die Umweltauswirkungen des Vor-
habens - nach Lage des Einzelfalls - auch als "Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit" 
im Sinne des § 9b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 AtG oder des § 6 WHG zu bewerten sind. 

3.3.4 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Grenzbelastungen 

 Wenn von dem Vorhaben ausgehende Eingriffe in Natur und Landschaft sowie nicht-radioaktive 
Luftverunreinigungen, Abwässer und Abfälle dazu führen, dass die Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 
Abs. 1 und 2 oder die Anforderungen an die Beschaffenheit von Wasser, Boden, Luft sowie Natur 
und Landschaft nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 jeweils gerade noch eingehalten werden, ist § 9b 
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Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 AtG als medienübergreifender Bewertungsmaßstab heranzuziehen und zu prü-
fen, ob die Umweltauswirkungen insgesamt nach Lage des Einzelfalls als "Beeinträchtigungen des 
Wohls der Allgemeinheit" im Sinne dieser Vorschrift zu bewerten sind. 

 

 

4 Vorschriften für Vorhaben nach Nummer 4 der Anlage zu § 3 UVPG  
 (planfeststellungsbedürftige Deponien nach § 7 Abs. 2 des Abfallgesetzes) 

4.1 Anwendungsbereich 

 Für Vorhaben nach Nummer 4 der Anlage zu § 3 UVPG gelten die Vorschriften der Nummern 0 und 
4 in Verfahren nach § 7 Abs. 2 AbfG zur Erteilung von Planfeststellungsbeschlüssen mit den ersetz-
ten bundes- und landesrechtlichen Entscheidungen. 

 Die Vorschriften der Nummern 0 und 4 gelten auch für die Erteilung von - durch den Planfeststel-
lungsbeschluss nach § 14 Abs. 1 WHG nicht ersetzten - Erlaubnissen und Bewilligungen im Sinne 
der §§ 2, 7 und 8 WHG für Vorhaben mit Gewässerbenutzungen im Sinne des § 3 WHG. 

 

4.2 Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfung nach § 5 UVPG 

 Bei der Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens sind Art und Umfang der nach 
§ 6 UVPG oder nach entsprechenden fachrechtlichen Vorschriften voraussichtlich beizubringenden 
Unterlagen zu klären. Für Planfeststellungen nach § 7 Abs. 2 AbfG ist in abfallrechtlicher Hinsicht 
auf die nach Anhang A zur TA Abfall vom 12.3.1990 erforderlichen Unterlagen einzugehen; für na-
turschutzrechtliche und wasserrechtliche Entscheidungen kann die Klärung aufgrund der in den An-
hängen 2 und 3 aufgeführten Hinweise erfolgen. 

 

4.3 Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 UVPG 

4.3.1 Fachgesetzliche Bewertungsmaßstäbe 

 Maßstäbe für die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind die gesetzlichen Um-
weltanforderungen. Dazu gehören insbesondere die folgenden Gesetzesvorschriften in Verbindung 
mit den hierzu ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften: 

a) § 8 Abs. 3 Satz 1 AbfG in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Satz 3 AbfG und § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und 
3 AbfG in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 AbfG als abfallspezifische gesetzliche 
Umweltanforderungen 

 und als weitere gesetzliche Umweltanforderungen, die nach Art des Vorhabens in Betracht kommen, 

b) § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 AbfG und § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 6 AbfG in Verbindung mit den Vor-
schriften, die für die durch die Planfeststellung ersetzten Entscheidungen gelten, insbesondere: 

- § 6 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 BImSchG für Vorhaben mit immissionsschutzrechtlich geneh-
migungsbedürftigen Anlagen, 

- § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Einleitungen von Abwasser 
in öffentliche Abwasseranlagen, 

- § 19g WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen, 

- § 19 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben in Wasserschutzgebieten, 

- § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Gerätesicherheitsgesetzes und den hierzu geltenden Rechtsverordnun-
gen für Vorhaben mit überwachungsbedürftigen Anlagen, 

- § 8 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Land-
schaft, 

- §§ 13 Abs. 2, 14 Abs. 2, 15 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 2, 20b Abs. 2, 20c Abs. 2 und 20d 
Abs. 3 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht, falls das Vorhaben naturschutzrechtlicher 
Genehmigungen, Erlaubnisse oder Ausnahmen bedarf, 

- § 9 BWaldG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Waldumwandlungen, 

- § 30 bis 35 BauGB für Vorhaben mit baulichen Anlagen, soweit sie - unabhängig von § 38 
BauGB - als gesetzliche Umweltanforderungen zu berücksichtigen sind, 
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- umweltbezogene Ziele der Raumordnung und Landesplanung gemäß § 5 ROG, 

c) § 6 WHG für Vorhaben mit erlaubnis- oder bewilligungsbedürftigen Gewässerbenutzungen im 
Sinne des § 3 WHG. 

 Bei der Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf den Boden ist zu berücksichtigen, dass 
Abfalldeponien ihrer Zweckbestimmung nach der Ablagerung einer Vielzahl von Stoffen dienen. An-
hang 1.3 findet insoweit keine Anwendung. Die zur Bewertung der Bodenauswirkungen erforderli-
chen Anforderungen an die Beschaffenheit sind daher im Einzelfall qualitativ oder quantitativ festzu-
legen, soweit das Fachrecht keine entsprechenden Anforderungen enthält. 

4.3.2 Medienübergreifende Bewertung und ʺWohl der Allgemeinheitʺ 

 Bei der Bewertung ist der Begriff "Wohl der Allgemeinheit" nach § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 AbfG zu 
konkretisieren; hierzu sind nur Umweltbelange heranzuziehen. Die in § 2 Abs. 1 Satz 2 AbfG enthal-
tenen Regelbeispiele, aus denen sich Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit ergeben 
können, steuern die Bewertung bei der Prüfung der gesetzlichen Umweltanforderungen nach § 8 
Abs. 3 AbfG. Dabei sind neben den Schutzgütern, die im Rahmen der Grundpflicht zur umweltge-
rechten Abfallentsorgung nach § 2 Abs. 1 Satz 2 AbfG zu beachten sind, auch die Schutzgüter nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG in die Bewertung einzubeziehen. Soweit abfallrechtlich die Prüfung von 
Vorhabenvarianten erforderlich ist, sind deren Umweltauswirkungen daraufhin zu bewerten, welche 
Variante die geringsten Auswirkungen auf einzelne Umweltgüter und die Umwelt insgesamt hat. 
Diese Bewertung ist auf Umweltauswirkungen von besonderem Gewicht zu beschränken. 

 In die Bewertung sind auch die Umweltauswirkungen einer nicht gesicherten Entsorgung einzube-
ziehen, die einträten, wenn die Abfalldeponie nicht verwirklicht werden würde. 

4.3.3 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Wechselwirkungen aufgrund von Schutz-
maßnahmen 

 Wechselwirkungen zwischen den Umweltgütern im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG können unter 
anderem durch bestimmte Schutzmaßnahmen verursacht werden, die zu Problemverschiebungen 
führen. Ausgehend von dem in Nummer 0.6.2.1 dargelegten Grundsatz, Umweltauswirkungen so-
wohl in bezug auf einzelne Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG zu bewerten als auch 
medienübergreifend eine Gesamtbewertung zur Berücksichtigung der jeweiligen Wechselwirkungen 
durchzuführen, ergeben sich aus § 12 UVPG in Verbindung mit den §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 
UVPG für die Auslegung und Anwendung der geltenden Gesetze beispielhaft folgende Grundsätze: 

a) Für den Fall, dass 

- Abwasserbehandlungsmaßnahmen zur Erfüllung der wasserrechtlichen Umweltanforderun-
gen nach § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht Luftverunreinigun-
gen im Sinne des § 3 Abs. 4 BImSchG verursachen und 

- aufgrund dieser Luftverunreinigungen die Luftbeschaffenheit im Einwirkungsbereich der Ab-
wasserbehandlungsmaßnahmen nicht mehr den Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zwei-
ter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder den Anforderungen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 entspricht, 

 sind § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 AbfG und jeweils § 6 WHG oder § 7 a Abs. 3 WHG in Verbindung mit 
Landesrecht als medienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuzuziehen und ist zu prüfen, 
ob die Abwassereinleitung als Abwasserbeseitigung ohne Beeinträchtigung des Gemeinwohls im 
Sinne der genannten Vorschriften zu bewerten ist. 

b) Für den Fall, dass 

- Abwasserbehandlungsmaßnahmen zur Erfüllung der wasserrechtlichen Umweltanforderun-
gen nach § 6 WHG der § 7a Abs. 3 WHG Abfälle im Sinne des § 1 Abs. 1 AbfG verursachen 
und 

- eine geordnete Entsorgung der Abfälle gemäß § 2 AbfG, insbesondere die Einhaltung der Kri-
terien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 - mit Ausnahme des 
nicht anwendbaren Anhangs 1.3 - oder der Anforderungen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 (z. B. 
durch Ablagerung oder Verbrennung der Abfälle), nicht sichergestellt ist, 

 sind § 8 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 AbfG und jeweils § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit 
Landesrecht als medienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob 
die Abwassereinleitung als Abwasserbeseitigung ohne Beeinträchtigung des Gemeinwohls im 
Sinne der genannten Vorschriften zu bewerten ist. 

c) Für den Fall, dass 
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- Abwasserbehandlungsmaßnahmen oder Immissionsschutzmaßnahmen zur Erfüllung von ge-
setzlichen Umweltanforderungen Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 8 Abs. 1 
BNatSchG verursachen (z. B. durch eine flächenverbrauchende Kläranlage für Deponiesi-
ckerwasser) und 

- diese Eingriffe unvermeidbar sind und nicht im erforderlichen, den Kriterien nach Num-
mer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder den Anforderungen nach Num-
mer 0.6.1.2 Abs. 3 entsprechenden Maße ausgeglichen werden können, 

ist § 8 Abs. 3 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht als medienübergreifender Bewertungsmaß-
stab heranzuziehen und zu prüfen, ob die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 
Sinne dieser Vorschrift oder die mit den Schutzmaßnahmen verbundenen Anforderungen an die 
Nutzung von Natur und Landschaft als vorrangig zu bewerten sind. 

4.3.4 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Grenzbelastungen 

 Wenn von dem Vorhaben ausgehende Luftverunreinigungen, Abwässer, Abfälle und Eingriffe in 
Natur und Landschaft dazu führen, dass die Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 und 2 - mit Aus-
nahme des nicht anwendbaren Anhangs 1.3 - oder die Anforderungen an die Beschaffenheit von 
Wasser, Boden, Luft sowie Natur und Landschaft nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 jeweils gerade noch 
eingehalten werden, ist § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 AbfG als medienübergreifender Bewertungsmaßstab 
heranzuziehen und zu prüfen, ob die Umweltauswirkungen insgesamt nach Lage des Einzelfalls als 
"Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit" im Sinne dieser Vorschrift zu bewerten sind. 

 

 

5 Vorschriften für Vorhaben nach Nummer 5 der Anlage zu § 3 UVPG 
 (zulassungsbedürftige Abwasserbehandlungsanlagen im Sinne des § 18c des Wasserhaus-

haltsgesetzes) 

5.1 Anwendungsbereich 

 Für Vorhaben nach Nummer 5 der Anlage zu § 3 UVPG gelten die Vorschriften der Nummern 0 
und 5 

a) in Verfahren im Sinne des § 18c WHG zur Erteilung der wasserrechtlichen Zulassung, auch so-
weit diese landesrechtlich als Planfeststellung oder auf Grund sonstiger Konzentrationsvorschrif-
ten andere bundes- und landesrechtliche Zulassungsentscheidungen ersetzt oder einschließt, 

b) in parallelen bundes- und landesrechtlichen Zulassungsverfahren, soweit landesrechtlich keine 
Planfeststellung vorgesehen ist oder soweit die Verfahren von sonstigen Konzentrationsvorschrif-
ten nicht erfasst werden und ihre Durchführung im Einzelfall für die Verwirklichung des Vorha-
bens erforderlich ist, 

c) in Verfahren zu § 8 Abs. 10 BNatSchG, in denen Entscheidungen im Rahmen des § 8 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3 BNatSchG oder auf Grund von landesrechtlichen Vorschriften gemäß § 8 
Abs. 9 BNatSchG getroffen werden, für Vorhaben mit erheblichen oder nachhaltigen Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft (Eingriffe im Sinne des § 8 BNatSchG). 

 Die Vorschriften der Nummer 0 und 5 gelten ferner für das Zulassungsverfahren nach § 18c WHG 
auch insoweit, als dieses landesrechtlich als Planfeststellungsverfahren der Erteilung von - durch 
den Planfeststellungsbeschluss nach § 14 Abs. 1 WHG nicht ersetzten - Erlaubnissen und Bewilli-
gungen im Sinne der §§ 2, 7 und 8 WHG für Vorhaben mit Gewässerbenutzungen im Sinne des § 3 
WHG dient. 

 

5.2 Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfung nach § 5 UVPG 

 Bei der Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens sind Art und Umfang der nach 
§ 6 UVPG oder nach entsprechenden fachrechtlichen Vorschriften voraussichtlich beizubringenden 
Unterlagen zu klären. Für naturschutzrechtliche und wasserrechtliche Entscheidungen kann die Klä-
rung aufgrund der in den Anhängen 2 und 3 aufgeführten Hinweise erfolgen. 
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5.3 Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 UVPG 

5.3.1 Fachgesetzliche Bewertungsmaßstäbe 

 Maßstäbe für die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind die gesetzlichen Um-
weltanforderungen. Dazu gehören insbesondere die folgenden Gesetzesvorschriften in Verbindung 
mit den hierzu ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften: 

a) §§ 18a und 18b WHG in Verbindung mit Landesrecht als gewässerschutzspezifische gesetzliche 
Umweltanforderungen 

 und als weitere gesetzliche Umweltanforderungen, die nach Art des Vorhabens in Betracht kommen, 

b) §§ 18a und 18b WHG in Verbindung mit § 12 UVPG und den umweltbezogenen Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung gemäß § 5 ROG, 

c) § 6 WHG für Vorhaben mit Gewässerbenutzungen im Sinne des § 3 WHG, 

d) § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Einleitungen in öffentliche 
Abwasseranlagen, 

e) § 19g WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen, 

f) § 19 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben in Wasserschutzgebieten, 

g) § 6 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 BImSchG für Vorhaben mit immissionsschutzrechtlich genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen, 

h) § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Gerätesicherheitsgesetzes in Verbindung mit den hierzu geltenden Rechts-
verordnungen für Vorhaben mit überwachungsbedürftigen Anlagen, 

i) §§ 13 Abs. 2, 14 Abs. 2, 15 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 2, 20b Abs. 2, 20c Abs. 2 und 20d Abs. 3 
BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht, falls das Vorhaben naturschutzrechtlicher Genehmi-
gungen, Erlaubnisse oder Ausnahmen bedarf, 

j) §§ 9 BWaldG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Waldumwandlungen, 

k) § 8 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Land-
schaft, soweit nicht § 8a BNatSchG bei örtlichen Vorhaben, die nicht nach den §§ 38, 246a 
Abs. 1 Nr. 8 BauGB privilegiert sind, für den Innenbereich etwas anderes regelt. 

 Soweit das Zulassungsverfahren im Sinne des § 18c WHG landesrechtlich als Planfeststellungsver-
fahren geregelt ist und der Planfeststellungsbeschluss andere Zulassungsentscheidungen ersetzt, 
ist als Bewertungsmaßstab das "Wohl der Allgemeinheit" im Sinne des § 18a WHG in Verbindung 
auch mit den unter Buchstaben c bis k genannten gesetzlichen Umweltanforderungen heranzuzie-
hen. Für gesondert zu erteilende Erlaubnisse und Bewilligungen (vgl. Nummer 5.1 Satz 2) ist § 6 
WHG Bewertungsmaßstab. 

 Zu den bundesgesetzlichen Bewertungsmaßstäben für Vorhaben mit baulichen Anlagen gehören 
auch die §§ 30 bis 35 BauGB, deren Erfüllung im Rahmen eines landesrechtlichen Planfeststel-
lungsverfahrens zu § 18c WHG oder im Rahmen eines zu § 18c WHG parallelen landesrechtlichen 
Baugenehmigungsverfahrens bei der Bewertung der Umweltauswirkungen zu prüfen ist. Bei überört-
lichen Vorhaben sind diese Vorschriften unabhängig von den §§ 38, 246a Abs. 1 Nr. 8 BauGB als 
gesetzliche Umweltanforderungen zu berücksichtigen. 

5.3.2 Medienübergreifende Bewertung und ʺWohl der Allgemeinheitʺ 

 Bei der Bewertung ist der Begriff "Wohl der Allgemeinheit" nach den §§ 18a und 6 WHG zu konkreti-
sieren. Dabei sind neben den Schutzgütern des Wasserrechts, die im Rahmen der Grundpflicht zur 
umweltgerechten Wasserwirtschaft nach § 1a WHG zu beachten sind, auch die Schutzgüter nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG in die Bewertung einzubeziehen. Soweit wasserrechtlich die Prüfung von 
Vorhabenvarianten erforderlich ist, sind deren Umweltauswirkungen daraufhin zu bewerten, welche 
Variante die geringsten Auswirkungen auf einzelne Umweltgüter und die Umwelt insgesamt hat. Die-
se Bewertung ist auf Umweltauswirkungen von besonderem Gewicht zu beschränken. 

5.3.3 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Wechselwirkungen aufgrund von Schutz-
maßnahmen 

 Wechselwirkungen zwischen den Umweltgütern im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG können unter 
anderem durch bestimmte Schutzmaßnahmen verursacht werden, die zu Problemverschiebungen 
führen. Ausgehend von dem in Nummer 0.6.2.1 dargelegten Grundsatz, Umweltauswirkungen so-
wohl in bezug auf einzelne Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG zu bewerten als auch 
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medienübergreifend eine Gesamtbewertung zur Berücksichtigung der jeweiligen Wechselwirkungen 
durchzuführen, ergeben sich aus § 12 UVPG in Verbindung mit den §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 
UVPG für die Auslegung und Anwendung der geltenden Gesetze beispielhaft folgende Grundsätze: 

a) Für den Fall, dass 

- Abwasserbehandlungsmaßnahmen zur Erfüllung der wasserrechtlichen Umweltanforderun-
gen nach § 18a WHG und jeweils § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landes-
recht Luftverunreinigungen im Sinne des § 3 Abs. 4 BImSchG verursachen und 

- aufgrund dieser Luftverunreinigungen die Luftbeschaffenheit im Einwirkungsbereich der Ab-
wasserbehandlungsanlage nicht mehr den Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter 
Spiegelstrich oder Abs. 2 oder den Anforderungen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 entsprechen 
wird, 

 sind § 18a WHG und jeweils § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht als 
medienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Abwasser-
behandlung und -einleitung als Abwasserbeseitigung ohne Beeinträchtigung des Gemeinwohls 
im Sinne der genannten Vorschriften zu bewerten ist. 

b) Für den Fall, dass 

- Abwasserbehandlungsmaßnahmen zur Erfüllung der wasserrechtlichen Umweltanforderun-
gen nach § 18a WHG und jeweils § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landes-
recht Abfälle im Sinne des § 1 Abs. 1 AbfG verursachen und 

- eine geordnete Entsorgung der Abfälle im Sinne des § 2 AbfG - insbesondere die Einhaltung 
der Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder der Anforde-
rungen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 (z. B. durch Ablagerung oder Verbrennung der Abfälle) - 
nicht sichergestellt ist, 

 sind § 18a WHG und jeweils § 6 WHG oder § 7a Abs. 3 WHG in Verbindung mit Landesrecht als 
medienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Abwasser-
behandlung und -einleitung als Abwasserbeseitigung ohne Beeinträchtigung des Gemeinwohls 
im Sinne der genannten Vorschriften zu bewerten ist. 

c) Für den Fall, dass 

- Immissionsschutzmaßnahmen zur Erfüllung von gesetzlichen Umweltanforderungen Abfälle 
verursachen und ihre Ablagerung erforderlich wird und 

- eine geordnete Entsorgung gemäß § 2 AbfG nicht sichergestellt ist, insbesondere die Be-
schaffenheit des Bodens und der Gewässer durch die Ablagerung der Abfälle nicht mehr den 
Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder den Anforderun-
gen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 entspricht, 

 ist § 18a WHG als medienübergreifender Bewertungsmaßstab heranzuziehen und zu prüfen, ob 
die Ablagerung als Abfallbeseitigung ohne Beeinträchtigung des "Wohls der Allgemeinheit" im 
Sinne dieser Vorschrift zu bewerten ist. 

d) Für den Fall, dass 

- Abwasserbehandlungsmaßnahmen, Abfallentsorgungsmaßnahmen oder Immissionsschutz-
maßnahmen zur Erfüllung von gesetzlichen Umweltanforderungen Eingriffe in Natur und 
Landschaft im Sinne des § 8 Abs. 1 BNatSchG verursachen und 

- diese Eingriffe unvermeidbar sind und sie auch nicht im erforderlichen, den Kriterien nach 
Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder Abs. 2 oder den Anforderungen nach Num-
mer 0.6.1.2 Abs. 3 entsprechenden Maße ausgeglichen werden können, 

 ist § 8 Abs. 3 BNatSchG als medienübergreifender Bewertungsmaßstab heranzuziehen und zu 
prüfen, ob die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne dieser Vorschrift 
oder die mit den Schutzmaßnahmen verbundenen Anforderungen an die Nutzung von Natur und 
Landschaft als vorrangig zu bewerten sind. 

5.3.4 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Grenzbelastungen 

 Wenn von dem Vorhaben ausgehende Luftverunreinigungen, Abwässer, Abfälle und Eingriffe in 
Natur und Landschaft dazu führen, dass die Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 und 2 oder die 
Anforderungen an die Beschaffenheit von Wasser, Boden, Luft sowie Natur und Landschaft nach 
Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 jeweils gerade noch eingehalten werden, ist § 18a WHG als medienüber-
greifender Bewertungsmaßstab heranzuziehen und zu prüfen, ob die Umweltauswirkungen insge-
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samt nach Lage des Einzelfalls eine Beeinträchtigung des "Wohls der Allgemeinheit" im Sinne die-
ser Vorschrift zu bewerten sind. 

 

 

6 Vorschriften für Vorhaben nach Nummer 6 der Anlage zu § 3 UVPG  
 (planfeststellungsbedürftige Gewässerausbauten im Sinne des § 31 des Wasserhaushaltsge-

setzes) 

6.1 Anwendungsbereich 

 Für Vorhaben nach Nummer 6 der Anlage zu § 3 UVPG gelten die Vorschriften der Nummern 0 
und 6 in Verfahren im Sinne des § 31 WHG zur Erteilung von Planfeststellungsbeschlüssen mit den 
ersetzten bundes- und landesrechtlichen Entscheidungen. 

 Die Vorschriften der Nummern 0 und 6 gelten auch für die Erteilung von - durch den Planfeststel-
lungsbeschluss nach § 14 Abs. 1 WHG nicht ersetzten - Erlaubnissen und Bewilligungen im Sinne 
der §§ 2, 7 und 8 WHG für Vorhaben mit Gewässerbenutzungen im Sinne des § 3 WHG, die nicht 
nach § 3 Abs. 3 WHG als Maßnahmen gelten, die dem Gewässerausbau dienen. 

 

6.2 Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfung nach § 5 UVPG 

 Bei der Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens sind Art und Umfang der nach 
§ 6 UVPG oder nach entsprechenden fachrechtlichen Vorschriften voraussichtlich beizubringenden 
Unterlagen zu klären. Für naturschutzrechtliche und wasserrechtliche Entscheidungen kann die Klä-
rung aufgrund der in den Anhängen 2 und 3 aufgeführten Hinweise erfolgen. 

 

6.3 Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 UVPG 

6.3.1 Fachgesetzliche Bewertungsmaßstäbe 

 Maßstäbe für die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind die gesetzlichen Um-
weltanforderungen. Dazu gehören insbesondere die folgenden Gesetzesvorschriften in Verbindung 
mit den hierzu ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften: 

a) § 31 Abs. 1 WHG in Verbindung mit Landesrecht als ausbauspezifische gesetzliche Umweltan-
forderung 

und als weitere gesetzliche Umweltanforderungen, die nach Art des Vorhabens in Betracht kommen, 

b) § 31 Abs. 1 WHG in Verbindung mit den Vorschriften, die für die durch die Planfeststellung er-
setzten Entscheidungen gelten, insbesondere: 

- § 19 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben in Wasserschutzgebieten, 

- § 8 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Land-
schaft, soweit nicht § 8a BNatschG bei örtlichen Vorhaben, die nicht nach § 38 BauGB privile-
giert sind, für den Innenbereich etwas anderes regelt, 

- § 13 Abs. 2, 14 Abs. 2, 15 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 2, 20b Abs. 2, 20c Abs. 2 und 20d 
Abs. 3 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht, falls das Vorhaben naturschutzrechtlicher 
Genehmigungen, Erlaubnisse oder Ausnahmen bedarf, 

- § 9 BWaldG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Waldumwandlungen, 

- § 30 bis 35 BauGB für Vorhaben mit baulichen Anlagen, auch soweit sie bei nach § 38 
BauGB privilegierten überörtlichen Vorhaben als gesetzliche Umweltanforderungen zu be-
rücksichtigen sind, 

- umweltbezogene Ziele der Raumordnung und Landesplanung gemäß § 5 ROG, 

c) § 6 WHG für Vorhaben mit erlaubnis- oder bewilligungsbedürftigen Gewässerbenutzungen im 
Sinne des § 3 WHG. 

6.3.2 Medienübergreifende Bewertung und ʺWohl der Allgemeinheitʺ 

 Bei der Bewertung ist der Begriff "Wohl der Allgemeinheit" im Sinne des § 1a WHG in Verbindung 
mit § 31 WHG zu konkretisieren. Dabei sind neben den in § 1a Abs. 1 und § 31 Abs. 1a WHG ge-
nannten Schutzgütern auch die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG in die Bewertung einzu-
beziehen. Soweit wasserrechtlich die Prüfung von Vorhabenvarianten erforderlich ist, sind deren 
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Umweltauswirkungen daraufhin zu bewerten, welche Variante die geringsten Auswirkungen auf ein-
zelne Umweltgüter und die Umwelt insgesamt hat. Diese Bewertung ist auf Umweltauswirkungen 
von besonderem Gewicht zu beschränken. 

6.3.3 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Wechselwirkungen aufgrund von Schutz-
maßnahmen 

 Wechselwirkungen zwischen den Umweltgütern im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG können unter 
anderem durch bestimmte Schutzmaßnahmen verursacht werden, die zu Problemverschiebungen 
führen. Ausgehend von dem in Nummer 0.6.2.1 dargelegten Grundsatz, Umweltauswirkungen so-
wohl in bezug auf einzelne Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG zu bewerten als auch 
medienübergreifend eine Gesamtbewertung zur Berücksichtigung der jeweiligen Wechselwirkungen 
durchzuführen, ergeben sich aus § 12 UVPG in Verbindung mit den §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 
UVPG für die Auslegung und Anwendung der geltenden Gesetze beispielhaft folgende Grundsätze: 

 Für den Fall, dass 

- Schutzmaßnahmen zur Erfüllung der ausbauspezifischen Umweltanforderungen im Sinne des 
§ 31 WHG Luftverunreinigungen, Abfälle oder Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 8 
Abs. 1 BNatSchG verursachen und 

- aufgrund dieser Umweltauswirkungen die Beschaffenheit der Umwelt im Einwirkungsbereich des 
Vorhabens nicht mehr den Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich oder 
Abs. 2 oder den Anforderungen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 entspricht, 

 sind § 31 WHG und gegebenenfalls § 8 Abs. 3 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht als me-
dienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Umweltauswir-
kungen des Vorhabens dahingehend zu bewerten sind, dass 

- das "Wohl der Allgemeinheit" im Sinne des § 1a WHG in Verbindung mit § 31 WHG nicht beein-
trächtigt wird und 

- bei Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Landschaft die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Sinne des § 8 Abs. 3 BNatSchG oder die mit den Schutzmaßnahmen ver-
bundenen Anforderungen an die Nutzung von Natur und Landschaft im Range vorgehen. 

6.3.4 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Grenzbelastungen 

 Wenn von dem Vorhaben ausgehende Luftverunreinigungen, Abfälle und Eingriffe in Natur und 
Landschaft dazu führen, dass die Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 und 2 oder die Anforderun-
gen an die Beschaffenheit von Luft und Boden sowie Natur und Landschaft nach Nummer 0.6.1.2 
Abs. 3 jeweils gerade noch eingehalten werden, ist § 1a WHG in Verbindung mit § 31 WHG als me-
dienübergreifender Bewertungsmaßstab heranzuziehen und zu prüfen, ob die Umweltauswirkungen 
insgesamt nach Lage des Einzelfalls als Beeinträchtigung des "Wohls der Allgemeinheit" im Sinne 
dieser Vorschriften zu bewerten sind. 

 

 

15 Vorschriften für Vorhaben nach Nummer 15 der Anlage zu § 3 UVPG  
 (Feriendörfer, Hotelkomplexe und sonstige große Einrichtungen für die Ferien- und Frem-

denbeherbergung, für die Bebauungspläne oder Satzungen über Vorhaben- und Erschlie-
ßungspläne aufgestellt werden) 

15.1 Anwendungsbereich 

 Für Vorhaben nach Nummer 15 der Anlage zu § 3 UVPG gelten die Vorschriften der Nummer 0, mit 
Ausnahme der Nummern 0.4, 0.5.2 und 0.6.2, sowie der Nummer 15 in 

a) Verfahren zur Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebauungsplänen nach den §§ 1 bis 4 
und 8 bis 13 BauGB, durch die die Zulässigkeit der Vorhaben begründet werden soll, oder 

b) Satzungsverfahren über den Vorhaben- und Erschließungsplan nach § 7 BauGB-MaßnahmenG. 

 Da gemäß § 17 UVPG lediglich - neben § 8 UVPG - § 2 Abs. 1 Satz 1 bis 3 UVPG und zur Ausfüh-
rung die Kriterien und Verfahren nach § 20 Nr. 1 UVPG auf die Umweltverträglichkeitsprüfung in Be-
bauungsplanverfahren und Satzungsverfahren über den Vorhaben- und Erschließungsplan Anwen-
dung finden, wird im übrigen die Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des Bauge-
setzbuches bzw. des § 7 BauGB-MaßnahmenG durchgeführt (siehe auch Nummer 0.1.1 Abs. 2). 
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15.2 Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG 

 Es sind alle nach dem Planungsstand der Vorhaben erkennbaren Umweltauswirkungen zu ermitteln 
und zu beschreiben, die für die Bewertung nach den gesetzlichen Umweltanforderungen erforderlich 
sind. 

 

15.3 Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG 

 Maßstab für die Bewertung der bauplanerisch bedeutsamen Umweltauswirkungen der Vorhaben 
sind unter Beachtung der Anforderungen des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG die gesetzlichen Umweltan-
forderungen, die sich aus den Belangen des Umweltschutzes nach § 1 BauGB in Verbindung mit 
den hierzu ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergeben. 

 Maßstäbe können daher sein: 

- das allgemeine Ziel des § 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB, nach dem der Bauleitplan dazu beitragen soll, 
eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen 
und zu entwickeln, 

- der Grundsatz des § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 7 BauGB, 

- die sog. Bodenschutzklausel nach § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB, 

- umweltbezogene Ziele der Raumordnung und Landesplanung gemäß § 5 ROG in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 4 BauGB, 

- umweltbezogene Darstellungen in Flächennutzungsplänen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 5, 6, 9 und 10 
BauGB, 

- umweltbezogene Aussagen in Fachplänen des Naturschutz-, Wasser- und Immissionsschutz-
rechtes, soweit sie für die bauleitplanerische Abwägung nach § 1 Abs. 6 BauGB von Bedeutung 
sind oder in Verbindung mit Landesrecht verbindlich sind, 

- die Eingriffsregelung nach § 8a Abs. 1 BNatSchG, 

- der Planungsleitsatz des § 50 BImSchG. 

 Soweit Ausführungsvorschriften für die Bewertung der Umweltauswirkungen keine Grenzwerte oder 
die Anwendung nicht zwingender, aber anspruchsvollerer Kriterien zur Bewertung der Umweltquali-
tät als die Orientierungshilfen in Anhang 1 vorsehen, sind die Orientierungshilfen in Anhang 1 (siehe 
Nummer 0.6.1.2) insoweit heranzuziehen, wie diese für die nach dem Planungsstand erkennbaren 
Umweltauswirkungen der Vorhaben bedeutsam sind. 

 

 

16 Vorschriften für Vorhaben nach Nummer 16 der Anlage zu § 3 UVPG  
 (genehmigungsbedürftige Rohrleitungsanlagen für den Ferntransport von Öl und Gas nach 

§ 19a des Wasserhaushaltsgesetzes) 

16.1 Anwendungsbereich 

 Für Vorhaben nach Nummer 16 der Anlage zu § 3 UVPG gelten die Vorschriften der Nummern 0 
und 16 

a) in Verfahren nach § 19a WHG zur Erteilung der wasserrechtlichen Genehmigung, 

b) in Verfahren zu § 8 Abs. 10 BNatSchG, in denen Entscheidungen im Rahmen des § 8 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3 BNatSchG oder auf Grund von landesrechtlichen Vorschriften gemäß § 8 
Abs. 9 BNatSchG getroffen werden, für Vorhaben mit erheblichen oder nachhaltigen Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft (Eingriffe im Sinne des § 8 BNatSchG), 

c) in parallelen bundes- und landesrechtlichen Zulassungsverfahren, deren Durchführung im Einzel-
fall zur Verwirklichung des Vorhabens erforderlich ist. 

 

16.2 Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfung nach § 5 UVPG 

 Bei der Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens sind Art und Umfang der nach 
§ 6 UVPG oder nach entsprechenden fachrechtlichen Vorschriften voraussichtlich beizubringenden 
Unterlagen zu klären. Für naturschutzrechtliche und wasserrechtliche Entscheidungen kann die Klä-
rung aufgrund der in den Anhänge 2 und 3 aufgeführten Hinweise erfolgen. 
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16.3 Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 UVPG 

16.3.1 Fachgesetzliche Bewertungsmaßstäbe 

 Maßstäbe für die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind die gesetzlichen Um-
weltanforderungen. Dazu gehören insbesondere die folgenden Gesetzesvorschriften in Verbindung 
mit den hierzu ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften: 

a) § 19b Abs. 2 WHG als anlagenspezifische gesetzliche Umweltanforderung 

 und als weitere gesetzliche Umweltanforderungen, die nach Art des Vorhabens in Betracht kommen, 

b) § 19b WHG in Verbindung mit § 1a WHG, § 12 UVPG und den umweltbezogenen Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung gemäß § 5 ROG, 

c) § 8 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Land-
schaft, soweit nicht § 8a BNatSchG bei örtlichen Vorhaben, die nicht nach den §§ 38, 246a 
Abs. 1 Nr. 8 BauGB privilegiert sind, für den Innenbereich etwas anderes regelt, 

d) § 6 WHG für Vorhaben mit erlaubnis- oder bewilligungsbedürftigen Gewässerbenutzungen im 
Sinne des § 3 WHG, 

e) § 19 WHG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben in Wasserschutzgebieten, 

f) § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Gerätesicherheitsgesetzes in Verbindung mit den hierzu geltenden Rechts-
verordnungen, insbesondere § 7 Abs. 4 AcetV und § 9 Abs. 4 VbF, für Vorhaben mit überwa-
chungsbedürftigen Anlagen, 

g) § 55 Abs. 1 BBergG, falls für das Vorhaben die Aufstellung eines bergrechtlichen Betriebsplans 
gemäß § 51 BBergG erforderlich ist, 

h) §§ 13 Abs. 2, 14 Abs. 2, 15 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 2, 20b Abs. 2, 20c Abs. 2 und 20d Abs. 3 
BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht, falls das Vorhaben naturschutzrechtlicher Genehmi-
gungen, Erlaubnisse oder Ausnahmen bedarf, 

i) § 9 BWaldG in Verbindung mit Landesrecht für Vorhaben mit Waldumwandlungen. 

 Zu den bundesgesetzlichen Bewertungsmaßstäben für Vorhaben mit baulichen Anlagen gehören 
auch die §§ 30 bis 35 BauGB, deren Erfüllung im Rahmen paralleler landesrechtlicher Baugenehmi-
gungsverfahren bei der Bewertung der Umweltauswirkungen zu prüfen ist. Bei überörtlichen Vorha-
ben sind diese Vorschriften unabhängig von den §§ 38, 246a Abs. 1 Nr. 8 BauGB als gesetzliche 
Umweltanforderungen zu berücksichtigen. 

16.3.2 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Wechselwirkungen aufgrund von Schutz-
maßnahmen 

 Wechselwirkungen zwischen den Umweltgütern im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG können unter 
anderem durch bestimmte Schutzmaßnahmen verursacht werden, die zu Problemverschiebungen 
führen. Ausgehend von dem in Nummer 0.6.2 dargelegten Grundsatz, Umweltauswirkungen sowohl 
in bezug auf einzelne Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG zu bewerten als auch me-
dienübergreifend eine Gesamtbewertung zur Berücksichtigung der jeweiligen Wechselwirkung 
durchzuführen, ergeben sich aus § 12 UVPG in Verbindung mit den §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 
UVPG für die Auslegung und Anwendung der geltenden Gesetze beispielhaft folgende Grundsätze: 

a) Für den Fall, dass 

- Schutzmaßnahmen zur Erfüllung der gesetzlichen Umweltanforderungen nach § 19b WHG 
Luftverunreinigungen, Abfälle oder Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 8 Abs. 1 
BNatSchG verursachen (z. B. durch erforderliche, aber flächenverbrauchende Schutzstreifen) 
und 

- aufgrund dieser Umweltauswirkungen die Beschaffenheit der Umwelt im Einwirkungsbereich 
des Vorhabens nicht mehr den Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich 
oder Abs. 2 oder den Anforderungen nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 3 entsprechen wird, 

 sind § 19b WHG und gegebenenfalls § 8 Abs. 3 BNatSchG in Verbindung mit Landesrecht als 
medienübergreifende Bewertungsmaßstäbe heranzuziehen und ist zu prüfen, ob die Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens dahingehend zu bewerten sind, dass 

- das "Wohl der Allgemeinheit" im Sinne des § 1a WHG in Verbindung mit § 19b WHG nicht 
beeinträchtigt wird und 
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- bei Vorhaben mit Eingriffen in Natur und Landschaft die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Sinne des § 8 Abs. 3 BNatSchG oder die mit den Schutzmaßnahmen 
verbundenen Anforderungen an die Nutzung von Natur und Landschaft im Range vorgehen. 

b) Wenn zur Erfüllung von gesetzlichen Umweltanforderungen für Entscheidungen, die in parallelen 
Verfahren erteilt werden, Immissionsschutzmaßnahmen oder Abfallentsorgungsmaßnahmen zu 
den in Nummer 1.3.2 genannten Folgen für andere Umweltgüter führen, sind die dort aufgeführ-
ten Grundsätze zur Bewertung der Umweltauswirkungen entsprechend anzuwenden. 

16.3.3 Medienübergreifende Bewertungsgrundsätze für Grenzbelastungen 

 Wenn von dem Vorhaben ausgehende Luftverunreinigungen, Abfälle und Eingriffe in Natur und 
Landschaft dazu führen, dass die Kriterien nach Nummer 0.6.1.2 Abs. 1 und 2 oder die Anforderun-
gen an die Beschaffenheit von Luft und Boden sowie Natur und Landschaft nach Nummer 0.6.1.2 
Abs. 3 jeweils gerade noch eingehalten werden, ist § 1a WHG in Verbindung mit § 19b WHG als 
medienübergreifender Bewertungsmaßstab heranzuziehen und zu prüfen, ob die Umweltauswirkun-
gen insgesamt nach Lage des Einzelfalls als Beeinträchtigung des "Wohls der Allgemeinheit" im Sin-
ne dieser Vorschriften zu bewerten sind. 

 

 

17 Übergangsregelung 

 Auf Vorhaben, bei denen bei Inkrafttreten dieser Verwaltungsvorschrift 

- das Verfahren durch Vorlage der vollständigen Unterlagen bereits begonnen hat oder 

- der Untersuchungsrahmen im Sinne von § 5 UVPG bereits abgestimmt war, 

 findet die Verwaltungsvorschrift keine Anwendung. 

 

 

18 Inkrafttreten 

 Diese Allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
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Anhang 1 

Orientierungshilfen nach Nummer 0.6.1.2 

1.1 Orientierungshilfe für die Bewertung der Ausgleichbarkeit eines Eingriffs in Natur und Land-
schaft 

 Für die Bewertung der Ausgleichbarkeit eines Eingriffs in Natur und Landschaft werden folgende 
Hinweise gegeben: 

 Insbesondere wenn eine der nachstehenden erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen der 
Funktionen des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes zurückbleibt, kann ein nicht ausgleichba-
rer Eingriff im Sinne des § 8 Abs 2 Satz 4 BNatSchG vorliegen. 

 Soweit das die Rahmenvorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes ausfüllende Landesrecht wei-
tergehende Anforderungen enthält, sind diese maßgeblich. 

1.1.1 Beeinträchtigung von Funktionen des Naturhaushalts 

1.1.1.1 Verlust oder erhebliche Minderung von Lebensraumfunktionen für wildlebende Tiere und Pflanzen 

a) von Biotopen im Sinne des § 20c BNatSchG und naturnahen Bereichen stehender Gewässer, 

b) von besonders geschützten Gebieten im Sinne der §§ 13 bis 16 BNatSchG, 

c) von Naturdenkmalen im Sinne des § 17 BNatSchG und von besonders geschützten Land-
schaftsbestandteilen im Sinne des § 18 BNatSchG, 

d) von Gebieten, die rechtlich (z. B. auf Grund von EG-Richtlinien oder internationalen Überein-
kommen) einem besonderen Schutz unterliegen, 

e) von Gebieten, die Lebensraum - auch in Gestalt von Abfolgen von Biotopen bestimmter Entwick-
lungsstufen oder -gradienten (Komplexlandschaften) -, Teillebensraum oder Trittsteine für Tier- 
oder Pflanzenarten sind, die in Roten Listen als vom Aussterben bedroht, stark gefährdet oder 
gefährdet aufgeführt sind, 

f) von sonstigen naturraumtypischen (repräsentativen), seltenen oder gefährdeten Biotopen (z. B. 
ahemeroben oder oligohemeroben Biotopen), 

g) von Biotopen, die zu ihrer Entwicklung mehr als dreißig Jahre benötigen (z. B. Schwingrasen und 
andere Verlandungsbiotope, Hangwälder mit hoher Bodendynamik, Trockenrasen, Heiden), 

h) von Biotopschutzwald im Sinne der Waldfunktionenkartierung1) (Waldareale mit schutzwürdigen 
Tier- und Pflanzenarten sowie seltenen Pflanzengesellschaften, z. B. Bann- und Schonwald). 

1.1.1.2 Verlust oder erhebliche Minderung von Gewässern oder Wasserhaushaltsfunktionen 

a) in naturnah ausgeprägten Oberflächengewässern und Gewässersystemen (einschließlich natürli-
cher/naturnaher Überschwemmungsgebiete), 

b) in sauerstoffreichen und nährstoffarmen (oligotrophen) Oberflächengewässern, 

c) in Oberflächengewässern mit natürlicher Wasserqualität, 

d) in Wasserschutzwald im Sinne der Waldfunktionenkartierung2) und in nach Landesrecht erklärten 
Wäldern mit außergewöhnlicher Bedeutung für das Klima, die Luftreinhaltung oder den Wasser-
haushalt, 

e) durch großflächige und standortübergreifende Verringerung der Grundwasserneubildung, 

f) durch Grundwasserabsenkung, verbunden mit Beeinträchtigung von Biotopen im Sinne des 
§ 20c BNatSchG. 

1.1.1.3 Verlust oder erhebliche Minderung von Funktionen des Oberbodens 

a) durch großflächigen Auftrag oder Abtrag oder großflächige Versiegelung von Böden oder erheb-
liche Veränderungen des Reliefs, 

b) in Boden- und Lawinenschutzwald im Sinne der Waldfunktionenkartierung3) und in nach Landes-
recht erfassten Schutzwäldern, 

 
1)  Siehe den Leitfaden zur Kartierung der Schutz- und Erhaltungsfunktionen des Waldes (Waldfunktionenkartierung); Arbeitskreis Zu-

standserfassung und Planung der Arbeitsgemeinschaft Forstentwicklung, Arbeitsgruppe Landespflege, 1974. 
2)  Siehe Fußnote 1. 
3) Siehe Fußnote 1. 
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c) bei Vorkommen von Archivböden, soweit sie wissenschaftlich anerkannt dokumentiert sind. 

1.1.1.4 Verlust oder erhebliche Minderung von Klimaschutzfunktionen 

a) durch großflächigen Verlust von frischluftproduzierenden Flächen oder luftverbessernden Flä-
chen (z. B. Staubfilterung, Klimaausgleich), 

b) durch Unterbrechung oder Beseitigung örtlich bedeutsamer Luftaustauschbahnen, 

c) in Klimaschutzwald im Sinne der Waldfunktionenkartierung4), 

d) in nach Landesrecht erklärten Wäldern mit außergewöhnlicher Bedeutung für das Klima, die Luft-
reinhaltung, den Küstenschutz oder den Wasserhaushalt. 

1.1.2 Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 

1.1.2.1 Verlust oder erhebliche Minderung von besonders geschützten Gebieten im Sinne der §§ 13 bis 16 
BNatSchG, 

1.1.2.2 Verlust oder erhebliche Minderung von Naturdenkmalen im Sinne des § 17 BNatSchG und von be-
sonders geschützten Landschaftsbestandteilen im Sinne des § 18 BNatSchG, 

1.1.2.3 Verlust oder erhebliche Minderung von naturhistorisch bedeutsamen Formen und Objekten in typi-
scher Ausprägung, wie 

a) Bergformen, Geländestufen (z. B. Umlaufberge, Flussterrassen, Moränenwälle), 

b) Tälern, Hohlformen (z. B. Klingen, Kerbtäler, Dolinen, Drumlins), 

c) Dünen, Küstenformen (z. B. Binnendünen, Kliffküsten), 

d) Einzelformen (z. B. Felswände, tektonische Verwerfungen), 

1.1.2.4 Verlust oder erhebliche Minderung von historisch bedeutsamen Kulturlandschaften und Landschafts-
teilen, wie 

a) historischen Landnutzungsformen (z. B. Niederwälder, Heiden, Streuwiesen, Wölbäcker), 

b) charakteristischen Landschaftselementen (z. B. Knicks, Heckenlandschaften, Wallhecken, typi-
sche Weinbauanlagen), 

c) Einzelformen (z. B. Bäume, Baumgruppen, Alleen, Moordämme, Hohlwege), 

d) Boden- und Baudenkmalen (z. B. Hügelgräber, Wallburgen, Dorfformen, Gehöfte, Parks), 

 soweit die Formen, Objekte und Strukturen nach Abschnitt 1.1.2.3 und 1.1.2.4 in wissenschaftlich 
anerkannten Publikationen (z. B. Naturräumliche Gliederung Deutschlands5)), Karten (z. B. geomor-
phologische Karten, Biotopkartierungen, Waldfunktionenkartierungen und Flächenschutzkarten der 
Länder) oder Plänen (z. B. Landschaftsrahmen- oder Landschaftspläne) dokumentiert sind6). 

 

1.2 Orientierungshilfe für die Bewertung der Auswirkungen auf Fließgewässer 

 Als Orientierungshilfe für die Bewertung der Auswirkungen auf Fließgewässer werden folgende Hin-
weise gegeben: 

1.2.1 Bei der Bewertung sind vorrangig die Anforderungen an die Gewässergüte (einschließlich Probe-
nahme) und die Lebensgrundlagen der aquatischen Biozönosen heranzuziehen, die in den gelten-
den Bestimmungen festgelegt sind. Darüber hinaus sind die Güteanforderungen zugrunde zu legen, 
die die zuständige Behörde für das zu bewirtschaftende Gewässer festgelegt hat. 

1.2.2 Soweit nach Abschnitt 1.2.1 keine Kriterien vorliegen, sind die zur Beschreibung der Gewässergüte-
klasse II jeweils maßgebenden Werte als Kriterien zugrunde zu legen. Zur Zeit gelten (gemäß LA-
WA-Gewässergütekarte, Ausgabe 1990) folgende Kriterien: 

 
4) Siehe Fußnote 1. 
5) Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (Hrsg.): Geographische Landesaufnahme M. 1:200000, Naturräumli-

che Gliederung Deutschlands, ab 1964. 
6) Es bleibt unberührt, dass im Einzelfall bei Anwendung der Eingriffsregelung weitere fachliche anerkannte Werke herangezogen wer-

den können. 
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Saprobienindex £ 2,3 
gemäß DIN 38410 Teil 2 (10.90) 

BSB5 £ 6,0 mg/l 
gemäß DIN 38409 Teil 51 (05.87) 

NH4-N £ 0,3 mg/l 
gemäß DIN 38406 Teil 5 (10.83) 

O2-Minima £ 6,0 mg/l 
gemäß DIN EN 25814 (11.92) 

 Werden diese Kriterien während der zu erwartenden Nutzungsdauer des Vorhabens oder während 
eines anderen, für die Abschätzung der Auswirkungen im Einzelfall maßgeblichen Zeitraums trotz 
Einhaltung der Anforderungen nach § 7a WHG voraussichtlich überschritten, sind die folgenden der 
Güteklasse II-III (gemäß LAWA-Gewässergütekarte, Ausgabe 1990) entsprechenden Kriterien 
zugrunde zu legen, wenn es mit der Art des Gewässers (z. B. Cyprinidengewässer) vereinbar ist: 

Saprobienindex £ 2,7 

BSB5 £ 10 mg/l 

NH4-N £ 1 mg/l 

O2-Minima {>=} 4 mg/l 

1.2.3 Soweit nach den Vorgaben gemäß Abschnitt 1.2.1 für Schwermetalle keine Kriterien vorliegen, sind 
folgende Kriterien zugrunde zu legen: 

Kupfer ges. £ 50 µg/l 
gemäß DIN 38406 Teil 7 (09.91) 

Chrom ges. £ 50 µg/l 
gemäß DIN 38406 Teil 10 (06.85) 

Blei ges. £ 50 µg/l 
gemäß DIN 38406 Teil 6 (05.81) 

Cadmium ges. £ 5 µg/l 
gemäß DIN 38406 Teil 19 (07.93) 

Quecksilber ges. £ 1 µg/l 
gemäß DIN 38406 Teil 12 (07.80) 

1.2.4 Die Kriterien nach Abschnitt 1.2.3 finden an Standorten keine Anwendung, wo sie allein durch die 
natürliche Schwermetallbelastung des Gewässers überschritten werden. 

1.2.5 Eine Vorbelastung oberhalb der Kriterien nach Abschnitt 1.2.2 oder 1.2.3 ist für die Bewertung un-
beachtlich, wenn 

- sichergestellt ist, dass die Verwirklichung des Vorhabens diejenigen Schadstoffbelastungen des 
Gewässers vermindern wird, die die Kriterien bereits überschritten haben, oder 

- durch die prognostizierte Zusatzbelastung durch das Vorhaben nur eine unerhebliche nachteilige 
Veränderung der Beschaffenheit des Gewässers oder Gewässerteils zu erwarten ist oder 

- durch Sanierungsmaßnahmen des Vorhabenträgers oder Dritter die Vorbelastung innerhalb ei-
nes angemessenen Zeitraums im Umfang der Zusatzbelastung entsprechend vermindert wird. 

 

1.3 Orientierungshilfe für die Bewertung der Auswirkungen auf die stoffliche Bodenbeschaffen-
heit 

 Als Orientierungshilfe für die Bewertung der Auswirkungen auf die stoffliche Bodenbeschaffenheit 
werden folgende Hinweise gegeben: 

1.3.1 Der Bewertung ist zugrunde zu legen, dass der Boden in seinen natürlichen Funktionen als 

1. Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen, 

2. Teil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, 

3. Abbau-, Ausgleich- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen aufgrund der Filter-, Puffer- 
und Stoffumwandlungseigenschaften 

 und in seinen Nutzungsfunktionen als 
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4. Rohstofflagerstätte, 

5. Standort für die land- und forstwirtschaftliche sowie fischwirtschaftliche Nutzung, 

6. Fläche für Siedlung und Erholung, 

7. Standort für wirtschaftliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung und 

8. Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 

 in seiner Leistungsfähigkeit erhalten werden soll. 

 Zum Zwecke der Bewertung ist daher zu prüfen, ob bei der Durchführung eines Vorhabens eine 
Veränderung der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Bodens auftritt, 
die eine nachhaltige Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen besorgen lässt, welche unter 
Berücksichtigung der Nutzungsfunktionen nach Prägung des Gebiets oder den planerischen Festle-
gungen mit den gesetzlichen Umweltanforderungen nicht zu vereinbaren ist. 

1.3.2 Für die Stoffe Arsen, Cadmium, Chrom, Kupfer, Quecksilber, Nickel, Blei, Thallium, Zink, Ben-
zo(a)pyren und Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) werden folgende orientierende 
Hinweise gegeben: 

 Eine durch das Vorhaben verursachte prognostizierte Zusatzbelastung ist für die Bewertung unbe-
achtlich, wenn 

- diese kleiner als 2 % der Werte der Tabelle ist, bezogen auf eine Bodentiefe von 30 cm, 

 oder 

- durch Sanierungsmaßnahmen des Vorhabenträgers oder Dritter und/oder durch natürlichen Ab-
bau die Vorbelastung innerhalb eines angemessenen Zeitraumes im Umfang der Zusatzbelas-
tung vermindert wird. 

1.3.3 Überschreitet die Zusatzbelastung die Kriterien nach 1.3.2 und bestehen Anhaltspunkte für eine 
nachhaltige Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen durch das Vorhaben, ist erforderli-
chenfalls zunächst der Gehalt an diesen Stoffen im Boden repräsentativ zu ermitteln (unabhängig 
davon, ob der Gehalt geogen oder anthropogen ist). Hierzu sind die vorliegenden Informationen 
über die Böden und deren Beschaffenheit auszuwerten und in der Messplanung zu berücksichtigen. 
Zur Auswahl der Messpunkte kann z. B. das "Bayerische Merkblatt zur Anlage von Bodenmessnet-
zen" herangezogen werden. 

 Beträgt der Stoffgehalt im Boden einschließlich der Zusatzbelastung bei den Stoffen Nr. 1 bis 9 der 
Tabelle weniger als 60 % und bei den Stoffen Nr. 10 und 11 der Tabelle weniger als 30 % der Werte 
der Tabelle, so kann davon ausgegangen werden, dass die natürlichen Bodenfunktionen nicht be-
einträchtigt sind; bei höheren Stoffgehalten unterhalb der Werte der Tabelle ist in der Regel eine 
Einzelfallprüfung durchzuführen. 

 Liegt der Stoffgehalt einschließlich der Zusatzbelastung im Boden über den Werten der Tabelle, so 
ist im Einzelfall zu prüfen, ob die natürlichen Bodenfunktionen nachhaltig beeinträchtigt sind. 

1.3.4 Ergibt die Prüfung nach 1.3.3, dass die natürlichen Bodenfunktionen nachhaltig beeinträchtigt sind, 
so ist im Einzelfall zum Zwecke der Bewertung unter Berücksichtigung der Nutzungsfunktionen, 
nach Prägung des Gebiets oder den planerischen Festlegungen zu prüfen, ob diese nachhaltigen 
Beeinträchtigungen durch die Zusatzbelastung mit den gesetzlichen Umweltanforderungen zu ver-
einbaren sind. 

 Die Werte der Tabelle beziehen sich auf Böden mit mittlerem Tongehalt (ca. 12-18 %) sowie einem 
nutzungsspezifischen Humusgehalt und pH-Wert (Ackerböden ca. 2 % Humus bzw. pH 5,5-7). 

 

Stoffe 
Konzentrationen in mg/kg 

Trockensubstanz 

  Messverfahren 

Anorganische Stoffe   

1. Arsen 40 gem. DIN 38405 
Teil 18 (09.85) 
DIN 38406 
Teil 22 (03.88) 

2. Cadmium 1,5 gem. DIN 38406 
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Stoffe 
Konzentrationen in mg/kg 

Trockensubstanz 

  Messverfahren 

Anorganische Stoffe   

Teil 19 (07.93) 
und Teil 22 (03.88) 

3. Chrom 100 gem. DIN 38406 
Teil 3 (09.82) 
und Teil 22 (03.88) 

4. Kupfer 60 gem. DIN 38406 
Teil 1 (05.83) 
und Teil 22 (03.88) 

5. Quecksilber 1,0 gem. DIN 38406 
Teil 22 (03.88) 

6. Nickel 50 gem. DIN 38406 
Teil 22 (03.88) 

7. Blei 100 gem. DIN 38406 
Teil 6 (05.81) 
und Teil 22 (03.88) 

8. Thallium 1,0 gem. DIN 38406 
Teil 16 (03.90) 
und Teil 21 (09.80) 

9. Zink 200 gem. DIN 38406 
Teil 8 (10.80) 
und Teil 22 (03.88) 

Polycyclische aromatische Koh-
lenwasserstoffe (PAK) 

  

10. Benzo(a)pyren 1,0  

11. PAK 10  

(gesamt, nach EPA-Liste)   

 

1.4 Orientierungshilfe für die Bewertung der Auswirkungen auf die Luftbeschaffenheit 

 Für die Bewertung der Auswirkungen auf die Luftbeschaffenheit sind die auf Grund des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes festgelegten Immissionswerte (insbesondere der TA Luft) anzuwenden, 
soweit es das Fachrecht vorschreibt. 

 In sonstigen Fällen sind die genannten Immissionswerte nach Lage des Einzelfalls als Orientie-
rungshilfe zur Bewertung entsprechend heranzuziehen. 
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Anhang 2 

 Hinweise für die voraussichtlich beizubringenden Unterlagen bei Vorhaben mit zu erwarten-
den erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen der Funktions- und Leistungsfähig-
keit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes 

 Bei der Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens nach § 5 UVPG sind in bezug 
auf Verfahren zu § 8 Abs. 10 BNatSchG Art und Umfang der voraussichtlich beizubringenden Unter-
lagen nach § 6 UVPG, soweit diese für die Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
bedeutsam sind, aufgrund der folgenden Hinweise zu klären: 

 Art und Umfang der voraussichtlich beizubringenden Unterlagen müssen der Bedeutung des Vorha-
bens und seinen räumlichen Auswirkungen sowie den sich daraus ergebenden Erfordernissen zur 
Vermeidung und Verminderung von Beeinträchtigungen und zu Kompensationsmaßnahmen ange-
messen sein. Soweit nach dem für die Zulassung eines Vorhabens maßgeblichen Fachrecht die 
Prüfung von Vorhabenvarianten erforderlich ist, haben sich die in den nachstehenden Hinweisen 
genannten Angaben auch auf die Vorhabenvarianten zu beziehen. 

 

2.1 Beschreibung von Natur und Landschaft unter Berücksichtigung des allgemeinen Kenntnisstandes 
und der allgemein anerkannten Prüfungsmethoden, soweit diese Beschreibung für die im Rahmen 
des § 8 BNatSchG zu treffenden Entscheidungen erforderlich ist und die Behörden über diese In-
formationen nicht bereits verfügen, insbesondere 

- Angaben über die Gestalt und Nutzung von Grundflächen, insbesondere über 

* Biotope (Typen und deren Ausprägung), 

* Bestand und Bestandsentwicklung gefährdeter und bedeutsamer Tier- und Pflanzenarten und 
-gesellschaften, 

* Oberflächengewässer und Gewässersysteme, 

* Grundwasservorkommen, Grundwasserneubildungsgebiete und Deckschichten, 

* Bodenarten, Bodentypen, geologische Ausgangssituation, 

* Geländeklima, 

* strukturbildende Landschaftsbestandteile und Einzelelemente, 

* Geländemorphologie, 

* Nutzungsarten und -intensitäten in den Bereichen Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischwirt-
schaft, Erholung, Wasserwirtschaft, 

* Nutzungen für Zwecke des Natur- und Landschaftsschutzes einschließlich kulturhistorischer 
Nutzungsformen. 

 

2.2 Beschreibung der mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen auf Natur und Landschaft und 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft unter Berücksichtigung des allgemeinen Kenntnis-
standes und der allgemein anerkannten Prüfungsmethoden, insbesondere: 

- Angaben über Veränderungen der Gestalt oder der Nutzung von Grundflächen durch das Vorha-
ben, 

- Angaben über die durch die Veränderungen beeinträchtigte Funktions- und Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes durch Störungen der belebten und unbelebten Faktoren des Naturhaushal-
tes und deren Wirkungsgefüge (z. B. Lebensraum für Tiere und Pflanzen, Wasser, Klima/Luft und 
Boden) in dem betroffenen Landschaftsraum, 

- Angaben über das durch die Veränderungen beeinträchtigte Landschaftsbild durch Störungen 
der sinnlich wahrnehmbaren, die Landschaft prägenden und sie charakterisierenden Formen und 
Strukturen (z. B. Geländegestalt, Gewässer, Pflanzen und Tiere, Nutzungen, Luft/Klima), 

- Angaben über die Erheblichkeit oder Nachhaltigkeit der Beeinträchtigungen der Flächen, Objekte 
und Strukturen für die Funktions- und Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und für das Land-
schaftsbild, 

- Angaben über die Dauer der Beeinträchtigungen. 
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2.3 Beschreibung von Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung der Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft, insbesondere: 

- Angaben, ob und wann der Eingriff in Natur und Landschaft objektiv für die Verwirklichung des 
Vorhabens erforderlich ist, 

- Angaben, ob und ggf. durch welche Maßnahmen das Maß der Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft gemindert werden kann. 

 

2.4 Beschreibung von Maßnahmen zum Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft, insbesondere: 

- Angaben zu Maßnahmen im räumlich-funktionalen Zusammenhang des Eingriffes, die geeignet 
sind, die gestörten Funktionen des Naturhaushaltes gleichartig und gleichwertig wiederherzustel-
len, 

- Angaben zu Maßnahmen, die zur Wiederherstellung oder landschaftsgerechten Neugestaltung 
des Landschaftsbildes führen, 

- Angaben zum voraussichtlichen Zeitpunkt, in dem Ausgleichsmaßnahmen wirksam werden, 

- Angaben zum voraussichtlichen Zeitpunkt, in dem auf Grund von Ausgleichsmaßnahmen keine 
erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 
mehr gegeben sind bzw. das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu ges-
taltet ist. 

 Zu der Beschreibung gehören auch Angaben, inwieweit die gestörten Funktionen des Naturhaus-
halts und des Landschaftsbildes nicht im erforderlichen Maße und in überschaubaren und damit 
kontrollierbaren Zeiträumen wiederherstellbar sind. Dabei sind die im Anhang 1.1 genannten Funkti-
onsstörungen von Natur und Landschaft zu berücksichtigen. 

 

2.5 Beschreibung der Ersatzmaßnahmen bei nicht ausgleichbaren aber vorrangigen Eingriffen in Natur 
und Landschaft, insbesondere: 

- Angaben zu Maßnahmen in dem vom Eingriff betroffenen Landschaftsraum, die die beeinträch-
tigten Funktionen möglichst ähnlich und im angemessenen Zeitraum zu den Beeinträchtigungen 
wiederherstellen, 

- Angaben zum erweiterten Landschaftsraum, der in der Gesamtheit seiner belebten und unbeleb-
ten Bestandteile einschließlich ihrer Wechselwirkungen eine landschaftsökologische Einheit mit 
typischen Standortverhältnissen bildet, 

- Angaben zu Maßnahmen im erweiterten Landschaftsraum, die ähnliche Funktionen haben wie 
Ausgleichsmaßnahmen und zu einer Verbesserung der Funktionen des Naturhaushalts- und des 
Landschaftsbildes beitragen, 

- Angaben zum voraussichtlichen Zeitpunkt, in dem die Ersatzmaßnahmen wirksam werden. 
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Anhang 3 

 Hinweise für die voraussichtlich beizubringenden Unterlagen bei Vorhaben mit zu erwarten-
den Auswirkungen auf Gewässer 

 Bei der Besprechung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens nach § 5 UVPG sind in bezug 
auf Verfahren zur Erteilung von 

- Zulassungen im Sinne des § 18c WHG für Abwasserbehandlungsanlagen mit erlaubnisbedürfti-
gen Gewässerbenutzungen im Sinne des § 3 WHG und mit Abwassereinleitungen im Sinne des 
§ 7a Abs. 3 WHG (1), 

- Planfeststellungen nach § 31 WHG für Gewässerausbauten (2), 

- Genehmigungen nach § 19a WHG für Rohrleitungsanlagen für den Ferntransport von Öl und 
Gas (3), 

 sowie in bezug auf sonstige Zulassungsverfahren nach der Anlage zu § 3 UVPG mit konzentrierten 
oder parallelen 

- Eignungsfeststellungen nach § 19h WHG für Vorhaben mit Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (4), 

- Erlaubnissen oder Bewilligungen im Sinne der §§ 2, 3, 7 und 8 WHG für Vorhaben mit Gewäs-
serbenutzungen sowie Zulassungen im Rahmen des § 7a Abs. 3 WHG für Vorhaben mit Einlei-
tungen von Abwasser in öffentliche Abwasseranlagen (5), 

- Ausnahmen zu Verboten und Beschränkungen im Sinne des § 19 Abs. 2 Nr. 1 WHG für Vorha-
ben in Wasserschutzgebieten 

* mit Gewässerbenutzungen im Sinne des § 3 WHG (6) 

* oder mit Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (7), 

 die voraussichtlich beizubringenden Unterlagen nach § 6 UVPG, soweit diese für die Anwendung 
der umweltbezogenen gesetzlichen Zulassungsvoraussetzungen bedeutsam sind, aufgrund der fol-
genden Hinweise zu klären: 

3.1 Beschreibung der von den Vorhaben betroffenen Gewässer, ihrer Einzugsgebiete und der angren-
zenden Flächen, sowie Beschreibung der zu erwartenden erheblichen Auswirkungen des Vorha-
bens darauf, jeweils unter Berücksichtigung des allgemeinen Kenntnisstandes und der allgemein 
anerkannten Prüfungsmethoden und soweit die Behörden über diese Informationen nicht bereits 
verfügen, insbesondere: 

Angaben über 1 2 3 4 5 6 7 

die betroffenen Gewässer, insbesondere über die Hydrologie 
und Hydrogeologie sowie ihre Flora und Fauna, sowie über die 
Auswirkungen des Vorhabens darauf 

x x x x x x x 

die Nutzungen der betroffenen Gewässer und der Fischbe-
stände sowie über die Auswirkungen des Vorhabens darauf 

x x x x x x x 

die Wasserbeschaffenheit sowie über die Auswirkungen des 
Vorhabens darauf, insbesondere über Auswirkungen von Frei-
setzungen wassergefährdender Stoffe 

x  x x x x x 

die Gewässergüte und das Selbstreinigungsvermögen der 
Gewässer sowie über die Auswirkungen des Vorhabens darauf 

x x   x x  

vorhandene anthropogene Einflüsse x x   x x  

Uferrandstreifen und Gewässerbett sowie über die Auswirkun-
gen des Vorhabens darauf 

x x   x x  

Überschwemmungsgebiete sowie über die Auswirkungen des 
Vorhabens darauf 

x x x x x x x 

Wasserschutzgebiete und Wasservorranggebiete sowie über 
die Auswirkungen des Vorhabens darauf 

x x x x x x  
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Angaben über 1 2 3 4 5 6 7 

die hydraulischen Verhältnisse sowie über die Auswirkungen 
des Vorhabens darauf 

x x   x x  

das Grundwasser sowie über die Auswirkungen des Vorha-
bens darauf 

x x   x x  

die betroffenen Gewässergrundstücke und ihre Nutzung sowie 
über die Auswirkungen des Vorhabens darauf 

 x      

Bild und Erholungseignung der Gewässerlandschaft sowie 
über die Auswirkungen des Vorhabens darauf 

 x      

Hochwasserverhältnisse sowie über die Auswirkungen des 
Vorhabens darauf 

 x      

 

3.2 Soweit nach dem für die Zulassung eines Vorhabens maßgeblichen Fachrecht die Prüfung von 
Vorhabenvarianten erforderlich ist, haben sich die in den vorstehenden Hinweisen genannten Anga-
ben auch auf die Vorhabenvarianten zu beziehen. 
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